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Marginalien/Rezensionen

Europa und Region
Eine Literaturrevue zur Regionalismus-Debatte

Eines der erstaunlichsten Ergebnisse der
Debatte um die europäische Integration
ist das der Rückkehr eines alten The-
mas: der Frage nach Nation, Region und
Identität. Diese Diskussion betrifft alle
europäischen Staaten, EU-Mitglieder
und Nicht-Mitglieder, und sie nimmt, je
nach historischen Voraussetzungen, be-
sondere Färbungen an. Aus der Fülle
der Fragen, die sich in diesem Kontext
ergeben, nehme ich nur eine heraus, die
Regionalismus-Diskussion, die mir in-
sofern wichtig scheint, als sie in letzter
Zeit nicht nur in der Schweiz zum Hoff-
nungsträger eines dritten Weges zwi-
sehen Maastricht-Europa und einem na-
tionalen Sonderweg geworden ist.

Die Konjunktur des Begriffs „Regio-
nalismus" und das Anwachsen regiona-
listischer Bewegungen verdankt sich
zweifellos der Angst vorder Bedrohung
durch Zentralisierung und funktionali-
sierende Modernisierung. Aber man
muss sich, wenn man als Gegenbild zu
zentralisierten und zentralistischen su-
prastaatlichen Organisationen ein Eu-

ropa der Regionen entwirft, mit der
Unschärfe und der Ambiguität der Defi-
nition von „Region" auseinandersetzen.
In den Beiträgen zu dem von Wo//Z.i«t7-
«er herausgegebenen Sammelband „Die
Wiederkehr der Regionen" sind eine

ganze Reihe von unterschiedlichen Ge-
schichten, Entwicklungen und Bedeu-

tungen von Regionen und Regionalbe-
wegungen auszumachen.

Region kann das Resultat einer Leit-
bildproduktion, eines Marketingla-
belings für eine Wirtschafts- oder Tou-
ristikregion sein (vgl. Dagmar Gaus-

mann, in: Lindner 1994,158ff., zur deut-
sehen Stadt Marl); eine solche Identi-
tätsofferte kann aber auch als Ersatz für
den wirtschaftlichen Niedergang die-
nen und die Abwanderung stoppen, wie
Dieter Götze am Beispiel der spani-
sehen Region Kantabrien zeigt (in:
Lindner 1994, 184ff.). Regionalismus
kann dem Machtanspruch lokaler Eli-
ten entspringen, was mit historischem
Tiefgang am Beispiel der Schweizer
Kantone untersucht werden könnte; die
Region kann Ersatzfunktion für die feh-
lende Identifikation mit der übergeord-
neten Einheit übernehmen, wie etwa die
Region in den neuen Bundesländern,
die angesichts der Orientierungsproble-
me der Ostbürger im BRD-Staat zur
Ersatzheimat wird. Detfev /pse« (in:
Lindner 1994, 233) verweist auf eine
Rede Biedenkopfs, der Sachverhalt lässt
sich aber auch aus Umfrageergebnissen
bestätigen.

Umgekehrt aber kann sie auch als
Stütze und integratives Moment des

Nationalstaates dienen, als eine Soziali-
sationsagentur nationaler Identität so-

zusagen. Auch dies scheint mir eine der
Funktionen der schweizerischen Kan-
tone im 19. Jahrhundert; als nachvoll-
ziehender Nationalismus wird diese
Form des Regionalismus in einer Studie
von teürfiger Gans aar/ Dette/ Briese«
über das Siegerland im Wilhelminis-
mus vorgestellt (in: Lindner 1994,
64ff.).

Regionalismus kann als ein Baustein
nationalistischer Autarkievorstellungen,
wie sie der deutsche Faschismus kannte,
in eine Hierarchie von Strategien der
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Selbstversorgung eingebaut werden; er
kann aber auch als Reaktion auf Zentra-
lisierungs- und Modernisierungsbestre-
bungen entstehen oder sich verfestigen.
Als Widerstandsregionen werden Re-

gionalismen und Regionalbewegungen
deshalb in den 70er und 80er Jahren von
der Linken als Ausgangspunkt demo-
kratischer Bewegungen und eine der

Strategien zur Bekämpfung nationaler
und internationaler Kapitalmacht ent-
deckt. So kann Detlev Ipsen feststellen,
dass es nur wenige Begriffe gibt, „die
zugleich mit rechten wie mit linken, mit
progressiven wie konservativen bis hin
zu reaktionären politischen Zielvorstel-
lungen assoziiert werden" (in: Lindner
1994, 233).

Um diese Ambivalenz zu klären, hat

Ipsen auf die Theorie der Raumb/Mer
zurückgegriffen. Im Prozess der Identi-
tätsfindung, in dem ein Aussenbild zum
Innenbild und als eigenes gegen aussen

abgegrenzt und schliesslich konventio-
nalisiert wird, sodass es schliesslich
sowohl die Aussen- wie die Innenper-
spektive speist und stärkt, spielen
Raumbilder offenbar eine grosse Rolle.
Sandro Guzzi hat im Europaheft der
Zeitschrift rraver.se nach Ronald Fran-

kenberg unterschiedliche Raumvorstel-
lungen verschiedenen politischen und
sozialen Interessen und unterschiedli-
chen Vorstellungen der Organisation
von Gesellschaft zugeordnet (traverse
1994,153).

Ipsen sieht dieses Raumbild im Drei-
eck von £rsc/!emung.s/orm des Raums,

Raumwa/îr/ie/îmuugundEnrwicWungs-
Jronzepre«. Letztere sind also über die
Raumbilder mit dem politischen Pro-
zess und der hegemonialen Stellung ei-
ner sozialen Gruppe verknüpft. Das gibt
ihnen die Kraft von Traditionen, was es

erschwert, sie zu zerstören, um neuen

Entwicklungskonzepten Raum zu

schaffen. Daraus erklärt sich auch das

mögliche Widerstandspotential der Re-

gionen gegen zentral gesteuerte Moder-
nisierungsprozesse. Bedingung der

Möglichkeit solchen Widerstandes ist

allerdings die Schwächung der hege-
monialen Stellung eines Entwicklungs-
konzeptes.

Wo es der hegemonialen sozialen
Gruppe allerdings gelingt, die Konti-
nuität zwischen traditionellen Raum-
bildern und neuen Entwicklungskon-
zepten herzustellen, findet der Regio-
nalismus gar keinen Ansatzpunkt; „per-
sonelle und kollektive Identität gehen
in der übergeordneten Ebene auf (S.

248).
Die Ambivalenz des Regionalismus,

von der Ipsen ausging, ist damit in poli-
tische Termini rückübersetzt, letztlich
auf die einfache Frage, welche soziale
Gruppe ihre Sichtweise und Werte wie
durchsetzen kann. Der Regionalismus
kann daher sowohl als Stütze überge-
ordneter Entwicklungskonzepte dienen
wie als Versuch, sich bei der zentralen

Machtverteilung einen Anteil zu si-
ehern. Oder aber der Regionalismus
äussert sich in der Abwehr zentral ge-
steuerter Modernisierungsprozesse; in
dieser Form ist er meist Ausdruck einer

spezifischen Beziehung zwischen Zen-
trum und Peripherie, ist „Abwehr einer

funktionalisierendenModernisierungs-
politik und Protest gegen Vernachlässi-

gung" (S. 250).
Solche Widerstandsidentitäten schei-

nen aber nach Ipsen nur unter der Be-

dingung dauerhafter werden zu können,
als das hegemoniale Wertesystem an
Valenz verliert und sich für kurze Zeit
eine plurale Situation verschiedener
Entwicklungskonzepte einstellt. Dieser
Zustand könne sich allerdings nicht lan-

ge halten, da es über kurz oder lang zur
Konkurrenz dieser Konzepte und
schliesslich zu Formen regressiver oder
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aggressiver Identität komme (S. 249).
Regionale Inszenierung könne schliess-
lieh den Zwiespalt im inszenierten Mit-
einander von Tradition und Moderne
wieder aufheben. Der Gegensatz ist da-

mit zur Besonderheit des Modernisie-

rungswegs geworden. Ipsen führt als

Beispiel Bayern mit seinem Image von
Tradition - das Bild der Landkapelle
mit Zwiebelturm - und Moderne - die
Ballonarchitektur der Satellitenfunksta-
tion von Raisting - an.

Eine ähnliche und wie mir scheint
noch effizientere Versöhnungsleistung
schafft der schweizerische Föderalis-
mus. Er verhindert von vornherein, dass

sich regional artikulierter Widerstand

von der übergeordneten Raumeinheit
löst, weil die untergeordnete Raumein-
heit über die lokale Machtelite immer
schon in die übergeordnete Machtebene

einbezogen ist. Das föderalistische
Modell wäre dann zu begreifen als ein
Versuch, zwischen regionalen und zen-
tralen Machteliten einen Machtaus-
gleich und eine Verbindung zu schaf-
fen, die regionale Identität erhält und
sie zugleich in der höheren Machtebene
aufhebt. Eine Bedingung seiner Exi-
Stenz ist die Verknüpfung der Traditio-
nen und die Aufhebung regionaler
Raumbilder in den übergeordneten.

Daraus erklärt sich einerseits die hef-
tige Ablehnung der traditionellen Föde-
ralisten gegenüber neuen Regionalbe-
wegungen, die sie als Ausdruck eines

neuen Individualismus und eines reinen

Anspruchsdenken gegenüber dem Staat

sehen; so etwa die Waadtländer Födera-
listin SttzerteSandoz im neuen Jahrbuch
der Neuen Helvetischen Gesellschaft

(Roberto ßerw/jörd (Hg.), 1994,140f.),
die jede Zentralisierung mit Maastricht
gleichsetzt und die neuen Regionalbe-

wegungen als Produkt der Zentralisie-

rung sieht, weil diese anstelle der sou-
veränen Kantone den „egoistischen In-

dividualismus" der Regionen setzen.
Die neuen Regionalbewegungen wer-

den bekämpft, weil sie eine Front ent-

lang einer aktuellen Problemsituation
aufbauen, die die traditionellen Raum-
einheiten übersteigen. Andererseits sind
auch die neuen Regionalbewegungen
auf das Potential traditioneller Raum-
einheiten angewiesen und können sich
in zentralistischen Staaten nur im Mu-
ster des Zentrum-Peripherie-Konflikts
artikulieren; in föderalistischen Staaten
ist ihr Abwehrkampf notwendig födera-
listisch überlagert und dient daher nicht
dem Aufbau von Gegenmacht, sondern
der Restituierung traditioneller Macht-
Verteilung.

Es ist in diesem Zusammenhang dar-
auf hinzuweisen, dass Schweizer Föde-
ralisten die europäische Integration
nicht nur ablehnen, sondern auch nach

Wegen suchen, das föderalistische
Gleichgewicht der Schweiz in die euro-
päische Union zu integrieren. Eine Ver-
bindung dieses föderalistischen Kan-
tonalismus zu Europa stellt A/icbe/Z/a/-
flfy her, wenn er fordert, die Öffnung
nach Europa, die man der jungen Gene-
ration nicht vorenthalten könne, wäre
mit weniger Konflikten möglich, wenn
man die Rolle der Kantone stärken wür-
de durch Wiederaufnahme von Art. 21

der Übergangsbestimmungen der Bun-
desverfassung aus der EWR-Abstim-
mung (Beizug der Kantone zu den inter-
nationalen Verhandlungen, vgl. Rober-
to Bernhard (Hg.), 1994, 71).

Allerdings ist damit das letzte Wort
über Regionen nicht gesprochen, denn

Regionen erweisen sich letztlich auch
als ausgesprochen wandelbar. Ipsen hat

etwa die Vermutung ausgesprochen,
dass viele der später hegemonialen Ent-

Wicklungskonzepte ursprünglich regio-
nal waren (S. 249). Es ginge dabei um
die aggressive Variante regionaler Iden-
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tität, die sich aus der Raumeinheit Regi-
on hinausbewegt und selber eine neue

Bestimmungsmacht über regionale
Identität aufbaut.

Interessant für das Thema eines „Eu-
ropa der Regionen" ist die Art der Ver-
knüpfung von regionalem und überge-
ordnetem Bewusstsein. Prinzipiell gibt
es hier die zwei Theorien des „bottom
up" und des „top down", das heisst des

Aufbaus von Identität in Stufenfolge
von unten nach oben und des Aufbaus
von oben nach unten, sodass die höhere
Stufe der niederen vorausgeht und sie

bestimmt. Eine historische Illustration
dieses Top-down-Modells geben Gans/
ßrie/sen (in: Lindner 1994,64) am Bei-
spiel des Regionalismus im Siegerland,
der als Anpassungsleistung an das he-

gemoniale Konzept Nation fungiert
(vgl. S. 67 und v.a. S. 74).

Unbefriedigend an diesem Modell ist,
dass es die höhere Stufe bereits voraus-
setzt und die Region nur noch als passi-
ven Rezipienten konzipiert und nicht
mehr untersucht, unter welchen Bedin-

gungen die Region zum Integrations-
mechanimus wird und unter welchen

zum Widerstandsnest. Anregend hinge-
gen ist die Beobachtung, dass die Ver-
änderung der übergeordneten Räume,
etwa bei der Entstehung der National-
Staaten, auch die Regionen verändert.

So stellt etwa Rwedi £pp/e-Gass fest,
wie in der Region Basel der Zukunfts-
räum Europa in Ansätzen ein neues

grenzüberschreitendes Regionalbe-
wusstsein geschaffen habe, das sich
bereits historische Traditionen anzu-
eignen versucht (vgl. traverse, 1994, S.

104). Dieser Zukunftsraum Europa
stösst auf eine ökologische Kritik, die
sich ebenfalls grenzüberschreitend or-
ganisiert hat, die aber die Bedingungen
grenzüberschreitender Entwicklung
ablehnen muss, um „ein ökologisch
angepasstes Dreyeckland" zu erhalten.

Paradoxerweise errichtet die ökologi-
sehe Bewegung dabei die Grenzen, die
sie überschritten hat, neu, um die re-
gionale Vielfalt zu erhalten (traverse,
S. 105).

Sandro Guzzi hat erforscht, wie der

Konflikt zwischen der Beibehaltung
kleiner lokaler Räume und der Integra-
tion in einen grösseren vereinheitlich-
ten Raum im Konflikt zwischen den

Konservativen der Zeit der Helvetischen
Revolution und der Patrioten sich in
einem gewissen Sinne historisch in der

Ablehnung der EU und der Befürwor-
tung der europäischen Integration wie-
derholt. Er kann auch aufzeigen, dass

sich dieselben Regionen im wesentli-
chen heute gleich verhalten wie damals
und dass die Interessen und Werte, die
damit verknüpft waren, zwischen da-
mais und heute Ähnlichkeiten aufwei-
sen. Der Widerstand gegen die neue

Republik wie gegen die EU artikulierte
und artikuliert sich im Namen der Frei-
heit, als Kritik des Zentralismus und der

unnötigen Bürokratie, als Kritik des

homogenisierten Wirtschaftssystems
und als Verteidigung der Religion, heu-
te der nationalen Werte (traverse, S.

155), während die Liberalisierung und
der Einbezug in das Bürgerrecht, heute
zusätzlich das Erlangen weiterer sozia-
1er Rechte, Motiv für die Integrations-
befürworter war und ist.

Zur Zeit der Helvetik scheiterte be-
kanntlich eine Integration im Sinne ei-

nes höheren nationalen Zusammenhalts,
so wie heute vorläufig die Integration
der Schweiz in die EU gescheitert ist.
Das ist nun aber nicht nur auf reaktionä-
re Halsstarrigkeit der Integrationsgeg-
ner zurückzuführen, sondern ebenso-
sehr auf die Halsstarrigkeit des Zen-

trums, die Interessen der kleinen Räu-

me wahrzunehmen und die Abwehr der

Integration als Bedürfnis der Selbstbe-

Stimmung über den unmittelbar erleb-
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ten Raum anzuerkennen. Vielleicht gin-
ge es auch im Europa der Regionen um
die Anerkennung solcher Selbstbestim-

mungsräume, oder, in den Termini Ip-
sens, um die Aufnahme von traditionel-
len Raumvorstellungen in eine überge-
ordnete Einheit, die von einem neuen
Entwicklungskonzept dominiert ist, das

diese Selbstbestimmungsräume als Le-
bensräume wirklich gestattet.

Ruedi Graf
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Europakonzepte der Neuen Rechten und Rechtsextremen

Wenn eine Reihe rechtsextremer Perio-
dika seit Jahren und Jahrzehnten „Euro-
pa" im Titel führt - wie „Nation und

Europa", „Europa vorn", Europa. Na-
tionaleuropäisches Forum", „Europa.
Berichte zur Zeitenwende" - so kann
das als Programm verstanden werden.
Aus einem geographischen Begriffwird
ein politischer. Als Kampfbegriff in der
gesellschaftlichen Auseinandersetzung
wird er je nach der Position innerhalb
der Rechten mit verschiedenen Bedeu-

tungen aufgeladen: Als „Abendland"
wird er vom konservativen Flügel ange-
rufen, als „Deutsches Reich" vom
deutschnationalen, und die dazwischen
liegende neurechte Intelligenz strapa-
ziert „Europa" als zu befreiende „Kolo-
nie raumfremder Mächte".

Im Gegensatz zur etatistischen alten

Rechten, die in ihrem wütenden Anti-
kommunismus und Revanchismus zu
Zeiten des Kalten Krieges immer wie-
der Bündnisse mit der westlich orien-
tierten politischen Mitte eingehen konn-
te, wurde in der „europäischen" Frakti-
on die Position des sogenannten Neu-
tralismus eingenommen, wie sie sich
aktuell inderAgitation gegen die „West-
bindung" äussert. Die Neue Rechte, jene
Strömung im völkischen Netzwerk, die

- ausgehend von Frankreich - versucht,
den Faschismus zu enthitlern, wandte
sich jetzt mit der gleichen Vehemenz
auch gegen die USA.

Die strategische Bezugnahme auf
„Europa" im neofaschistischen Projekt
knüpft bruchlos an die Nazi-Propagan-
da von der SS als „Vorkämpfer für das

vereinte Europa" und der deutschen

Aggression als „Kampf für die Freiheit
Europas" (Jörg Haider) an. Überhaupt
ist der Neofaschismus nur als „europäi-
scher" vollständig zu erfassen: Späte-
stens mit der sich abzeichnenden Nie-
derlage des zwölfjährigen Reiches setz-
ten sich jene Ideologen aus dem Dunst-
kreis der SS durch, die vom aggressi-
ven, offenen Deutschnationalismus ab-
rückten und an die übergeordneten In-
teressen der Europäer appellierten. In
rassistischen Diskursen schlug sich das

insofern nieder, als dass weniger vom
„Arier" die Rede war, sondern mehr
vom „Europiden" (vgl. Bartsch 1975,
45). 1951 gilt hier als Jahr der Weichen-
Stellungen: In Malmö versammelte sich
die faschistische Elite Europas, um die

„Europäische Soziale Bewegung" ins
Leben zu rufen.

In der BRD gründete der vormalige
SS-"Sturmbannführer" und oberste
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„Bandenbekämpfer" Hitlers, Arthur
Erhardt, die bis heute erscheinende, zen-
trale Zeitschrift „Nation und Europa.
Monatsschrift im Dienst der europäi-
sehen Neuordnung". In seinem mit „Die
Idee wird siegen" übertitelten „Politi-
sehen Testament" meint Erhardt, eine

„europäische Grossnation" um die na-
türliche Führungsmacht Deutschland -
notwendig aufgrund einer „blutsmässig
bedingten weitgehenden Wesensgleich-
heit unserer Völker" - sei 1945 im
Kampf der „europäischen Kameraden,
der französischen Legion im Kampfum
Berlin und der nordischen, flämischen,
osteuropäischen SS-Kameraden an al-
len Fronten mit Blut getauft" wor-
den (Erhardt zit. bei Feit 1987,184).

Hinter diesem Europa-Konzept steht

jener befreiungsnationalistische Ansatz,
der meint, der Kontinent sei sowohl in
militärischer als auch in ideologischer
Hinsicht kolonialisiert (vgl. Feit 1987,
125ff). Und zwar seit 1945, als eine

„Linie von Nichteuropäern quer
durch unseren Kontinent gezogen wur-
de" (Otto von Habsburg 1989,113); als

-wie der geschickt taktierende Fini der

(„post"-)faschistischen „alleanza nazio-
nale" in Italien zum 50. Jahrestag der

Landung der Alliierten in Frankreich
meinte - die „kulturelle Identität Euro-
pas" verloren gegangen sei.

Die neuheidnische Abteilung der
Neuen Rechten hingegen setzt den Zeit-
punkt für die „Kolonisation der euro-
päischen Mentalität" (Ulbrich 1991,
336) schon mit der Christianisierung
fest. Sie beginnt hier mit der Herrschaft
des Monotheismus, auf dessen semiti-
sehe Wurzeln zu verweisen die neu-
heidnische Rechte nicht müde wird. Mit
dem „Judäo-Christentum" habe sich die

Auffassung der Gleichheit aller Men-
sehen breit gemacht, um dann in der

Aufklärung bzw. im „Marxismus" ih-
ren Höhepunkt und Abschluss zu fin-

den.

Diesen „entfremdeten" Ideen setzt die
Neue Rechte nun ein „wahrhaftes Euro-
päertum" entgegen. Bei der geistigen
Emanzipation Europas, der „Wieder-
einführung des europäischen Heiden-
turns" (Krebs 1988,337), kommt - we-
nig überraschend - Grossdeutschland
ein zentraler Stellenwert zu: Die er-
sehnte unabhängige „Nation Europa"
habe bei ihren germanischen Ursprün-
gen anzuknüpfen, liege doch in der vor-
christlichen Blut- und Bodenreligion
das durchzusetzende Abstammungs-
bzw. Identitätsprinzip begründet. Diese
neofaschistische Ideologie einer „Nati-
on Europa", die sich zur dritten Welt-
macht aufschwingt, geht auf die briti-
sehe Szenegrösse Sir Oswald Mosley
zurück, der sich damit 1948 an die Re-

organisation der braunen Internationa-
len machte (vgl. Bartsch 1975, 86). Die
Neue Rechte, deren Nationalismus nicht
mehr auf den Staat abzielt, bekämpft die
EU à la Maastricht als westliche „uneu-
ropäische" Form der Integration. Wäh-
rend Schönhuber, Le Pen und zum Teil
Haider auf Maastricht noch mit einem

„Europa der Vaterländer" antworten,
bemühen andere die „Regionen" und/
oder das „Reich".

Ein gewisser Regionalismus setzt der
EU als „Brechreiz-Einheitsbrei" und

„McDonald-Paradies" (Günther Nen-
ning) eine unmittelbare Heimeligkeit
entgegen. Der aufstrebende FPÖ-Vor-
denker mit Wehrsportvergangenheit in
der neosozialistischen „Nationalen
Front", Jürgen Hatzenbichler, schwärmt:

„Das Europa der Regionen bedeutet Ver-
wurzelung in der Heimat." (Identität 1/

91; 8) Wenn in einem „Europa im Um-
bruch" die Grenzen neu zu ziehen sind,
ist die Neue Rechte zunächst mit regio-
nalistischen Parolen bei der Hand. Mit
diesen soll es dem „Pseudo-National-
Staat", der nicht vermochte, „alle Ange-
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hörigen eines Volkes in einem Staat zu
vereinen" (Hatzenbichler in: Wir selbst

2/91, 16) an den Kragen gehen. Doch
bleibt der „Regionalismus" jene Form
des völkischen Nationalismus, mit dem
bewusst an alternativ-ökologische Dis-
kurse angeschlossen wird, nicht bei der
Denunziation der „Pseudo-National-
Staaten" stehen. Vielmehr soll er als

Nationalismus an der Basis im Prozess

der Formation einer „Nation Europa"
aufgehen.

Als eine der wenigen formulierten
Alternativen zur gegenwärtigen euro-
päischen Integration, die von der Neu-
en Rechten ja grundsätzlich befürwor-
tet wird, präsentieren diese das Vorbild
des „Heiligen Römischen Reiches
Deutscher Nation". Ihr neues „Reich"
bleibt als rückwärts gewandte Utopie,
aber äusserst vage. Es wird kaum als

politisch-institutionelles System prä-
zisiert, sondern als Stimmung angeru-
fen. Der Sozialphilosoph Peter
Koslowski fragt sich da beispielswei-
se, wo „wir Bürger der Europäischen
Union unser Vaterland mit der See-

le suchen (können)" (Kommune 3/95,
46). Auf seiner Suche stösst er auf das

„Reich" als „Restauration des vorna-
tionalstaatlichen Europas", das eben
auch ein vordemokratisches im Sinne
der bürgerlichen Revolution ist. Diese
Vorstufe zur „Nation Europa" sei so-
mit „kein Staat, in dem sich das Staats-

volk zu allem souverän ermächtigt",
sondern ein „göttlicher Auftrag, das

Gemeinwohl der europäischen Völker
zu sichern". An derartige Reichsschwär-
mereien dachte auch der deutsche Neo-
nazi-Führer Michael Kühnen, als er
mahnte: „Wer vom Reich sprechen will,
der darf vom Preussentum und Natio-
nalsozialismus nicht schweigen."
(Staatsbriefe 7/90, 36)

Konkreter werden die Kameraden

jedoch bei der Diagnose des Status quo:

„Die Zeit ist reif, heisst es etwa beim

„Nation und Europa"-Chefredakteur
Karl Richter, „für eine grundlegende
Umorientierung der europäischen Völ-
ker-weg vom raumfremden, überstaat-
liehen Weltpolizisten, hin zu einer neu-

en kontinentalen Grossraumordnung,
die europäischen Interessen endlich
Vorrang einräumt und Europa wieder in
den Rang einer souverän handelnden
Grösse erhebt." (Nation und Europa 1/

92, 3) Dass Europa hier Deutschland

meint, zeigt schon die geistige Urheber-
schaft dieser Forderungen: Carl Schmitt
formulierte bereits 1939 eine „Völker-
rechtliche Grossraumordnung mit In-
terventionsverbot für raumfremde
Mächte" als Monroe-Doktrin des deut-
sehen Faschismus.

Vor 1989 operierte die Neue Rechte
in ihren Anstrengungen, die Grenzen

Europas neu zu zeichnen, mit den Kon-
zepten des Regionalismus und Ethno-

Pluralismus. In der wiedererlangten
Position der Stärke Deutschlands wird
nun die sogenannte Geopolitik erneut
relevant. Lanciert wurde dieses Kon-

zept von den Weimarer Rechten um den

Münchner Geographen Haushofer, der

verlangte, „Mitteleuropa" solle als

„Deutsches Reich" gemeinsam mit
Asien und Russland gegen die westli-
chen Mächte antreten (vgl. von Golden-
ach/Minow 1994, 114f). Der belastete

Begriff „Mitteleuropa", mit dem
Deutschland in den Grenzen von 1939

und die von Deutschen kolonialisierten
und ehemals von Berlin bzw. Wien re-

gierten Länder gemeint sind, taucht ab

den 70er Jahren wieder in der Agitation
von deutsch-österreichischen Revanchi-
sten und Rechten aller Schattierungen
auf (vgl. Schobert/Papke 1994, 297ff).

Die Geopolitik erfuhr ihre massgeb-
liehe Wiederaufbereitung durch den
österreichischen General a.D. Jordis von
Lohausen. In seinem schon 1980 er-
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schienenen Machwerk „Mut zur Macht.
Denken in Kontinenten" beschreibt er,
wie Völker, Länder bzw. Grossräume
durch ihre Lage zum aussenpolitischen
Handeln quasi gezwungen werden. Dies
meint die - von der neuen alten „Mittel-
läge" abgeleitete - Verantwortung
Deutschlands für „Europa". Bei Otto v.
Habsburg liest sich diese Verobjekti-
vierung imperialistischer Interessen in
der Geopolitik - hier in der österreichi-
sehen Version - beispielsweise wie
folgt: „Durch Jahrhunderte war Wien
das Herz des Erdteils. In der Europäi-
sehen Gemeinschaft wird Österreich
wieder zu seiner historischen Mission
finden." (von Habsburg 1989,155) Der
österreichische Kaiser-Spross und

CSU-Europaparlamentarier Otto v.
Habsburg ist zwar weniger der Neuen
Rechten zuzurechnen, erfüllt jedoch für
diese eine wichtige Brückenfunktion
unter Konservativen. Insbesondere als
Präsident der 1947 reanimierten „Pan-
europa-Union" hält er den Reichs-My-
thos am Leben und kämpft für einen

hegemonialen deutschen Block in ei-
nem „vereinten Europa".

Wie sehr die geopolitischen Versatz-
stücke mittlerweile zum Repertoire der

politischen und ökonomischen Eliten
auch in Österreich gehören, zeigt sich in
den zahllosen Äusserungen zum selbst-
verschriebenen Auftrag in „Mitteleuro-
pa". Jetzt, da die politische und ökono-
mische Desintegration Osteuropas un-
ter massgeblicher Beteiligung österrei-
chischer Aussenpolitik mehr oder we-
niger abgeschlossen ist, schwingt man
sich zur „natürlichen" regionalen Vor-

macht auf. Diejenigen, die neue Kolo-
nien nun erschliessen wollen, treffen
sich heute auch in Österreich mit den

Vordenkern der Neuen Rechten: So war
nicht nur der Ex-Industriellenchef Krej-
ci ständiger Mitarbeiter von „Mut", ei-
nem deutschen Theorieorgan aus der
rechtsintellektuellen Szene zwischen
Neofaschismus und -konservatismus.

Auch sein Nachfolger als Generalse-
kretär der „Vereinigung Österreichi-
scher Industrieller", Franz Ceska perso-
nifiziert, eine Option, welche fürs Kapi-
tal immer noch offen ist. Ceska, der bei

fast keinem festlichen Haider-Auftritt
fehlen darf, macht sich im „Jahrbuch für
politische Erneuerung 1994" um die

„Zukunft des Industriestandortes Öster-

reich" Sorgen. In diesem FPÖ-Sammel-
band politischen Denkens rechts der

Mitte schreibt u.a. der deutsche Jung-
star des salonfähigen Rechtsextremis-

mus, Karlheinz Weissmann, über
„Raum und Geschichte. Anmerkungen
zur Renaissance der Geopolitik in
Deutschland". Auch im „Manifest der
konservativen Intelligenz", dem Sam-
melband „Die selbstbewusste Nation"
(Schwilk/Schacht, 1994), wird Haus-
hofers Geopolitik enttabuisiert und ak-
tualisiert. So schreibt etwa Karl-Eck-
hard Hahn: „Daran, ob es gelingt dieses

Ziel - die im deutschen Interesse lie-
gende Erweiterung der EU - umzuset-

zen, wird sich zeigen, ob das grössere
Deutschland mit seinen geopolitischen
Interessen in der Gemeinschaft den nö-

tigen Entfaltungsraum findet." (1994,
341)

Heribert Schiedel
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Europastrategien des deutschen Kapitals

1994 erschien in zweiter Auflage die
Dokumentensammlung „Europastrate-
gien des deutschen Kapitals" von Rein-
/wrtf Opifz. Erstmals war sie 1977 ver-
öffentlicht worden; Opitz ist 1986 ver-
starben.

Die Neu-Edition wirkt aktuell ange-
sichts gegenwärtiger Diskussionen über
eine mögliche neu-alte Position
Deutschlands nach der Wiedervereini-

gung. Das angreifende Staats- und völ-
kerrechtliche Subjekt zweier Weltkrie-
ge scheint wiederhergestellt. Also liegt
es nahe, seine einstigen Expansionszie-
le kennenlernen zu wollen.

Opitz' Dokumentation greift in das 19.

Jahrhundert zurück. Sie beginnt mit Fried-
rieh List, dem Theoretiker der Schutz-

Zollpolitik und einer Vereinigung des

damals in 37 souveräne Fürstentümer
und vier Freie Städte geteilten Gebiets
des Deutschen Bundes. Bei ihm auch

findet sich schon die Idee „einer engern
Vereinigung des europäischen Conti-
nents" unter deutscher Hegemonie.

Diese eigentümliche Maßlosigkeit
von Anfang an hat ihre Ursache viel-

leicht darin, daß wir hier zunächst ent-
stehendes Kapital ohne Nationalstaat
am Werk sehen. (Daß dieser, gibt es ihn
endlich, ein besonders schlagkräftiges
Instrument von Unternehmer-Interes-
sen ist, steht auf einem anderen Blatt
und wird gerade in Opitz' Buch für das

20. Jahrhundert breit belegt.) Die deut-
sehen Territorialfürstentümer - zumin-
dest die leistungsfähigsten unter ihnen,
vor allem Preußen und Österreich -
hatten im 17. und 18. Jahrhundert im
Rahmen des Merkantilismus zwar
durchaus „wirtschafts"-fördernd ge-
wirkt, doch nunmehr drohten sie für die
inzwischen in Gang gekommene Akku-
mulation zu einer Fessel zu werden. Das

Kapital mußte sich seinen Staat erst

zusammenschieben, und dies gelang
ihm mit Hilfe Preußens.

Doch seine Dynamik zielte zugleich
auch wieder über das 1871 gegründete
kleindeutsche - Österreich ausschlies-
sende - Reich hinaus. Ursache der nun-
mehr weiterwirkenden Expansionsten-
denzen ist in Opitz' Dokumentation das

sich nunmehr herausbildende Monopol-
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kapital, in dem sich seit der Jahrhun-
dertwende zwei Gruppen scheiden. Die-
se bestimmen die Expansionsziele-Dis-
kussion schon in den Jahren vor dem
Ersten Weltkrieg. Die Montanindustrie,
deren Interessen u.a. vom „Alldeutschen
Verband" artikuliert wurden, strebte
nach den Kohlen- und Erzlagern Ost-
frankreichs. Dagegen zielten die Elek-
troindustrie (AEG, Bosch), die Che-
miebranche und die Deutsche Bank auf
eine Ausdehnung in Richtung Orient,
vor allem wegen der Ölvorkommen am
Schwarzen Meer und im Nahen Osten.

Einig waren sich beide im Streben
nach Kolonien und Gebietsabtretungen
Rußlands. Die „neuindustrielle" Rieh-

tung (Chemie, Elektro) vertrat zugleich

- ergänzend, nicht alternativ zu den

Annexionsplänen - ein Konzept deut-
scher Hegemonie in einem zu errichten-
den „Mitteleuropa". Sie versuchte für
ihre Strategie eine Massenbasis durch
Einbeziehung des rechten Flügels der
Sozialdemokratie und der Gewerk-
Schäften zu gewinnen. Die Ideen für
eine „sozialliberale" Integration hatte
bereits im 19. Jahrhundert der konser-
vative Theoretiker Lorenz von Stein
(1815-1890) formuliert.

Nach dem verlorenen Ersten Welt-
krieg haben die beiden deutschen Mo-
nopolrichtungen ihre Ziele nicht aufge-
geben. Gustav Stresemann, vorher ein

Propagandist des in erster Linie anne-
xionistischen Flügels, wurde nun „sozi-
alliberal"; er setzte zwar auf Ausgleich
mit Frankreich, zugleich aber auf Ex-
pansion im Osten, unter anderem mit
Minderheitsrechts-Kampagnen für das

„Grenz- und Auslandsdeutschtum". Die
Mitteleuropa-Pläne wurden weiter be-
trieben und die Bemühungen um Koali-
tionen mit der Sozialdemokratie fortge-
setzt. Agrarier und Schwerindustrie da-

gegen suchten den Durchbruch gegen
das System von Versailles. Aber es

waren die „neuen" Industrien, die
schließlich den Ausschlag für Hitler
gaben: Als sie in der Weltwirtschafts-
krise erkennen mußten, daß die Sozial-
demokratie für die Unterstützung ihrer
außenpolitischen Ambitionen nicht
vollständig zuverlässig sein wird, setz-
ten sie nunmehr auf die NSDAP als
Massenbasis.

Für die Zeit des Zweiten Weltkriegs
dokumentiert Opitz eine Fülle von
Kriegszielen der beiden nunmehr ver-
eint operierenden Monopol-Richtun-
gen. Mit der sich abzeichnenden Nie-
derlage tritt die alte „Westorientierung"
wieder hervor - spätestens im Umkreis
des 20. Juli 1944, zum Beispiel bei
Goerdeler; nach Osten hin sollten die
Expansionsziele beibehalten und mit
neuen Partnern (Großbritannien, Frank-
reich, USA) durchgesetzt werden. Den
Abschluß des Bandes bildet eine „Über-
leitung zur Geschichte der Bundesrepu-
blik". Dieses Kapitel enthält Auszüge
aus Toni Stolpers und Reinhold Maiers
Berichten über die Hoover-Mission
1947 und aus Gustav Stolpers Buch
„German Realities". Eine Weichenstel-
lung wird sichtbar: Die Westzonen stel-
len sich in dem sich anbahnenden Kai-
ten Krieg auf die Seite der USA; dies ist
die Chance zur Vermeidung des Sozia-
lismus und zu späterem Wiederaufstieg.

Mutmaßungen über die Jahrzehnte
nach 1945

Der 1070 Seiten starke Band besteht
fast nur aus Dokumenten. Einleitung
und Anmerkungen sind kompakt, aber

knapp. Doch auch hier gilt, daß die
Quellen nicht von allein reden. Sie bil-
den ein vom Herausgeber komponiertes
Ensemble. Die leitende Idee erschließt
sich leichter, wenn man die Grundzüge
von Opitz' Gesellschaftstheorie kennt.
Sie sind unter anderem in seinen Bü-
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ehern „Der deutsche Sozialliberalismus
1917-1933" und „Faschismus und Neo-
faschismus" sowie in zahlreichen Auf-
Sätzen niedergelegt. Besonderes Interes-

se verdient sein umfangreicher Nachlaß,
der in vier Bänden herausgegeben wer-
den soll. Der erste Band wird im Herbst
1995 im Junius-Verlag erscheinen.

Opitz plante u.a. einen Fortsetzungs-
band über die Europastrategien des deut-
sehen Kapitals in der Bundesrepublik.
Dazu ist er nicht mehr gekommen. Doch
aus der Gesamtheit seiner Arbeiten zur
aktuellen Politik läßt sich ablesen, daß

nach 1945 seiner Meinung nach nur
noch die „sozialliberale" Variante eine
Chance hatte: Bündnis mit dem We-
sten, Frontstellung gegen den sozialisti-
sehen Osten, Einflußwahrung und -aus-
dehnung durch die Verwirklichung des

alten „Mitteleuropa"-Konzepts. Die
Massenbasis dafür sollte durch die Fort-
Setzung einer reformerischen Integrati-
onspolitik, wie sie die „neuen Industri-
en" bereits vor 1933 angestrebt hatten,

gewonnen werden. Insofern war für
Opitz die Bundesrepublik schon vor
1969 „sozialliberal": Nicht nur die SPD

vertrat diese Politikvariante, sondern
auch Adenauer.

Nicht erst mit der Wiedervereinigung
zeigte sich, daß die Neuorientierung der
deutschen Kapitalstrategien, die bald
nach 1945 vorgenommen worden war,
erfolgreich gewesen ist. Über das Ende
des Zweiten Weltkrieges hinaus war
insofern Kontinuität gewahrt worden,
als die Mitteleuropa-Pläne weiterver-
folgt werden konnten. Die Dominanz
auf dem Kontinent mußte entweder mit
Frankreich geteilt oder doch auf jeden
Fall in Rücksicht auf diesen Partner

wahrgenommen werden. Mit dieser Ent-

wicklung der Europäischen Gemein-
schaffen zeichnete sich dies schon seit
den fünfziger Jahren ab.

Die Bundesrepublik war in Europa

dominant, noch ehe es zur Wiederverei-
nigung kam. Auch nach dem außenpo-
litischen Richtungsstreit, der gegenwär-
tig in der BRD stattfindet (vgl. u.a.
Huffschmid 1994), wird feststehen, daß

das bisherige Konzept - Herrschaft
durch Integration in supranationale
Strukturen - zu erfolgreich war, als daß

es zugunsten neuer Alleingänge aufge-
geben würde.

Kontinuität zur Zeit vor 1945 stellt
sich deshalb ausschließlich über die
ehemalige „neuindustrielle" Variante
her. In seinem Buch „Wem gehört Eu-

ropa?" hat dies auch Jörg //«jfscAmrd
festgestellt, und dies in explizitem Be-

zug auf Opitz' Überlegungen. Aber:
„Das organisierende Zentrum der ge-
samteuropäischen Formation ist nicht
Deutschland allein, sondern eine klein-
europäische Koalition von Deutschland
und Frankreich." (Huffschmid 1994 1,
171 Diese Differenz entstand aber nicht
erst 1990, sondern bald nach 1945. Ein
entscheidender Unterschied besteht
auch darin, daß das neuerdings wieder
stärker hervortretende militärische Mo-
ment nicht mehr im Zusammenhang mit
Expansionsabsichten gesehen werden
muß (ebd.). Tatsächlich geht es heute
nicht darum, Rohstoff-Ressourcen zu
erobern: Das deutsche Kapital sucht
nicht zusätzlichen Raum, sondern weit-
weite Investitionsmöglichkeiten. Dies
aber ist keine nationale Besonderheit
mehr. Die Internationalisierungder Pro-
duktion könnte - worauf Robert, ß.
Re/cb hinwies - nicht in erster Linie zu
einer Konkurrenz um Profit, sondern

um Arbeitsplätze führen. Zur Bearbei-

tung sozialer Segmentierungen (sofern
sie unerwünscht sind) werden gegen-
wärtig vor allem „kommunitarische"
Konzepte angeboten.

In der Darstellung von Reinhard Opitz
war das Monopolkapital die treibende
Kraft. Allen Auffassungen von einer
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etwaigen Verselbständigung des Politi-
sehen im Faschismus hat er widerspro-
chen. Die Urheber der Dokumente, die

er in seinem Band wiedergibt, waren
aber nur zum kleineren Teil fungieren-
de Kapitalisten, zumeist handelte es sich

um Publizisten und Professoren. Auch
Politiker finden sich darunter. Es bietet
sich an, neben dem Großkapital eine

zweite Komponente sichtbar zu machen,
die über dieses hinausgeht, aber eng mit
ihm verbunden ist: Die Bourgeoisie als
auch soziokulturell wirksame Schicht,
insbesondere ihre Ideologen. Auch hier
besteht Kontinuität. Dies wird in dem
Band „Modelle für ein deutsches Euro-
pa" von //orsr Ka/ir.s, A/i/Wc/i A/eyer,
Mrc/töe/ G. £.yc/i, G/n'c/i /ömpe/ und

C/trisfop/i Di'ecUna/m sichtbar. Er be-
handelt die „Großraumpolitik" des deut-
sehen Faschismus, also eine Variante,
die Opitz wohl eher der montanindu-
striellen und agrarischen Richtung zu-
gerechnet hätte. Bei ihrer Formulierung
sehen wir akademische und institutio-
nelle Eliten am Werk, denen es nach
1945 keine Schwierigkeiten machte, die

Westwendung mitzuvollziehen und an
der Spitze zu bleiben. Große Namen der
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
werden genannt: Andreas Predöhl, Wal-
ter G. Hoffmann, Helmut Meinhold,
das Kieler Institut für Weltwirtschaft
und das Hamburger Welt-Wirtschafts-
Archiv.

Die Kontinuität der Akteure hat nichts
mit Opportunismus, aber auch nichts
mit einer in ihr symbolisierten fortdau-
ernden aktuellen Faschismus-Gefahr zu
tun. Sie zeigt nur, daß Hitlers - angeb-
liches oder tatsächliches - Scheitern
mit dem Erfolg älterer und ihn überdau-
ernder „Europastrategien des deutschen

Kapitals", die er exzessiv zu realisieren
versuchte, kompatibel war, er insofern
also durch andere, die im gleichen Sin-
ne erfolgreicher wirkten, ersetzbar ge-

wesen ist bzw. von ihnen politisch über-
lebt werden konnte. Es handelt sich um
ein Ensemble, aus dem er verschwand,
ohne daß die Musik zu spielen aufgehört
hätte. Dies ist das Ernst-Jünger-Motiv in
der Geschichte der deutschen Bourgeoi-
sie im zwanzigsten Jahrhundert.

Außer Betracht blieb in dem hier be-
handelten Zusammenhang die Frage,
ob es auch Europa-Strategien des fran-
zösischen, britischen, US-amerikani-
sehen Kapitals gab und wie diese sich

zu den deutschen verhielten. Im Um-
kreis von München 1938 zeigte sich die

Perspektive einer antikommunistischen
Konvergenz. 1939 erlosch diese Mög-
lichkeit vorerst. Sie wurde 1947 wieder
virulent, und nur durch diese Überein-

Stimmung wurde der 8. Mai 1945 auf
lange Sicht obsolet. Das heißt: Ohne
antikommunistische Entsprechung in
den bürgerlichen Demokratien des We-
stens wäre der schließliche Erfolg der

Europa-Strategien des deutschen Kapi-
tals nicht möglich gewesen.

Georg Fülberth

Literatur

Huffschmid, Jörg, 1994: Konzentration aufs

Kerngeschäft. Hartes Geld und starke Ar-
mee. In: Blätter f. deutsche u. internatio-
nale Politik. Heft 11, Bonn.

Huffschmid, Jörg, 1994: Wem gehört Euro-
pa? Wirtschaftspolitik und Kapitalstrate-
gien. 2 Bde. Heilbronn

Kahrs, Horst/Ahlrich Meyer, Michael G.

Esch/Ulrich Kimpel und Christoph Dieck-
mann 1991: Modelle für ein deutsches

Europa. Ökonomie und Herrschaft im
Großwirtschaftsraum. Berlin

Opitz, Reinhard (Hrsg.), 1994: Europastra-
tegien des deutschen Kapitals 1900-1945.
2. Aufl., Pahl-Rugenstein Verlag Nach-
folger GmbH, Bonn

Reich, Robert B., 1993: Die neue Weltwirt-
schaft. Das Ende der nationalen Ökono-
mie. Frankfurt/Main und Berlin

168 WIDERSPRUCH - 29/95



Hans Baumann: Von nationalstaatli-
chen zu europäischen Arbeits- und
Sozialbeziehungen? Möglichkeiten
und Grenzen der sozialen Dimension in
Europa nach Maastricht: Das Beispiel
der Bauwirtschaft. Basler Schriften zur
europäischen Integration Nr. 11. Euro-

painstitut an der Universität Basel, 1995

(64 S., Fr. 20.-)

Bernd Schulte: Von der Wirtschafts-
und Rechtsgemeinschaft überdie Eu-
ropäische Union zur Sozialunion? In:
Diether Döring/Richard Hauser (Hg.):
Soziale Sicherheit in Gefahr. Suhrkamp
Verlag, Frankfurt am Main, 1995 (264
S., DM 19.80)

Beide Beiträge befassen sich mit den

Perspektiven einer sozialrechtlichen
und sozialpolitischen Regulierung im
Rahmen des europäischen Binnenmark-
tes. In seiner Diplomarbeit zum Studi-

engang am Basler Europainstitut unter-
sucht //ans Bau/nun« am Beispiel der
Bauwirtschaft das politische Schicksal
von ausgewählten Richtlinien-Projek-
ten im Rahmen des Normsetzungspro-
zesses der EU. Aufschlussreich ist die

sogenannte „Entsende-Richtlinie". Die-
se sollte dafür sorgen, dass die Arbeits-
bedingungen jener Arbeitnehmer, die

von Baufirmen auf Baustellen in ande-

ren Ländern entsandt werden, den im
jeweiligen Beschäftigungsland üblichen
Bedingungen entsprechen. Fortschritt-
liehe Entwürfe sind aber bisher an den
Mehrheitsverhältnissen im zuständigen
Ministerrat gescheitert.

Auch andere Richtlinien-Projekte
sind entweder gescheitert oder aufzahn-
lose Bestimmungen zurechtgestutzt
worden: Beispielsweise die Richtlinie
über die Arbeitnehmervertretung in eu-

ropaweit operierenden Firmen, die nur
noch von „Unterrichtung und Anhö-

rung", nicht mehr von „Mitbestim-
mung" der Arbeitnehmerinnen spricht.
Ein Grund dafür ist u.a. der nach wie vor
bestehende Zwang zur Einstimmigkeit
unter den Mitgliedstaaten, der die Kom-
petenz der EU in der Sozial- und Ar-
beitspolitik beschränkt und - durchaus
vorhandene - Ansätze zu fortschrittli-
chen Regelungen unterbindet. Anlass

genug für Baumann, diesen institutio-
nellen Blockaden künftig vermehrt Auf-
merksamkeit zu schenken. Die Gewerk-
Schäften sollten sich „in die Debatte
über eine europäische Verfassung und
in die institutionelle Reform, die 1996
an einer Regierungskonferenz (Maas-
tricht II) stattfinden soll, einmischen".

Im Bereich der Verfassungspolitik der
EU (EWG-Vertrag von 1957 und nach-
folgende Verträge) untermauert Bernd
Sc/iu/re die These, wonach die EU ihr
soziales Postulat bisher nicht eingelöst
hat. Der Begriff der „Sozialunion" ist
seiner Meinung nach „zu hoch gegrif-
fen", da die Sozialvorschriften der ein-
zelnen Mitgliedstaaten nie jenes Mass
der wechselseitigen Harmonisierung
erreicht haben, das beispielsweise für
die Handels- oder die Wettbewerbsvor-
Schriften heute gilt. Es ist sogar zu er-
warten, dass die fortschreitende Inte-
gration im Wirtschafts- und Währungs-
bereich der Realisierung einer Sozial-
union entgegenläuft, da die wirtschafts-
politischen Konvergenzkriterien (staat-
liehe Ausgabendisziplin usw.) „den
Spielraum für sozialpolitisches Handeln
in den Mitgliedstaaten spürbar be-
schneiden" dürften.

Der Vorrang einer Integration auf
dem Weg der Deregulierung und Wett-
bewerbsverschärfung zeigt sich auch

daran, dass die wenigen ursprünglich in
der Kompetenz der EG liegenden sozial-
politischen Regelungen Wettbewerbs-

politisch motiviert sind: Richtlinien
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über europaweites Sozialversicherungs-
recht und über die Gleichstellung der
Geschlechter sollten den freien Verkehr
der Arbeitskräfte sicherstellen und ver-
hindern, dass der europaweite Wettbe-
werb durch Länder mit besonders fort-
schrittlichen oder besonders rückstän-
digen Sozialauflagen verzerrt würde (zu
den Gleichstellungsrichtlinien vgl. auch
den Beitrag von S. Schunter-Kleemann
in diesem Widerspruch-Heft).

Einen Schritt in Richtung einer ei-
genständigen EU-Sozialpolitik machen
die Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer von
1989 und das damit verbundene Ak-
tionsprogramm. (Diese Gemeinschafts-
Charta ist nicht identisch mit der Sozial-
Charta des Europarats aus dem Jahre

1961, die von der Schweiz bis heute
nicht ratifiziert wurde.)Allerdings han-
delt es sich dabei um „soft laws" emp-
fehlenden Charakters, während die pri-
märe sozialpolitische Zuständigkeit
weiterhin bei den Mitgliedstaaten bleibt.
Vieles deutet zurzeit daraufhin, dass

letztere eine „Supranationalisierung"
der Sozialpolitik auf längere Zeit hin-
aus verhindern werden. Schulte spricht
sich für eine verbesserte Vertretung der
„sozialen Interessen" aus; so sollten
nicht nur die Arbeitnehmerinnen, son-
dem auch die aus dem Arbeitsmarkt
Verdrängten und Ausgeschlossenen
eine eigenständige Vertretung auf EU-
Ebene erhalten.

Walter Schöni

Elke Biester/Barbara Holland-Cunz
et al. (Hg.): Das unsichtbare Ge-
schlecht der Europa. Der europäische
Einigungsprozess aus feministischer
Sicht. Campus Verlag Frankfurt/New
York, 1994 (162 S., Fr. 39.-)

Bernhard Schäfers (Hg.): Lebensver-
hältnisse und soziale Konflikte im
neuen Europa. Verhandlungen des 26.
Deutschen Soziologentages 1992. Cam-

pus Verlag Frankfurt/New York, 1994

(850 S., Fr. 148.-)

Martina Kattein: Frauenerwerbstä-
tigkeit in der EG. Perspektiven für die
90er Jahre. Campus Verlag Frankfurt/
New York, 1994 (182 S., Fr. 49.-)

Die feministische Einstellung zum eu-
ropäischen Projekt sei diffus und ab-

wartend, wird in der Einleitung zum
Sammelband „Das unsichtbare Ge-
schlecht der Europa" festgestellt. Die
Gründe dafür ortet Sabine Lang in den

mangelnden feministischen Parametern

zur Erforschung von supra- und interna-
tionalen Organisationen. Wie breit aber
auch im deutschsprachigen Raum eine
feministische Debatte über die EU, ba-
sierend auf empirischen und theoreti-
sehen Analysen, in Gang gekommen
ist, zeigt eine Anzahl von Publikatio-
nen, aufdie hier hingewiesen wird. Klar
ersichtlich wird, dass aus feministischer
Sicht keinesfalls ein diffuser Standpunkt
gegenüber der EU vorherrscht. Die eher

skeptische und kritische Haltung hängt
mit den gerade für Frauen eher düsteren
Zukunftsaussichten des Binnenmarkt-
Projektes zusammen.

Der Sammelband von £/fe B/esfer er
ö/. enthält die Referate einer Forums-
Veranstaltung der Gruppe „Politik und

Geschlecht", die seit ihrer Gründung
1991 am Jahrestag der deutschen Verei-
nigung für Politische Wissenschaften
zweimal jährlich Diskussionsforen or-
ganisiert. Arzm Wer/er untersucht die

Frauenlohnpolitik in der EG. Sie stellt
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zwei verschiedene Konzeptionen vor,
mit welchen versucht wurde, die Lohn-
diskriminierung strukturell abzubauen.
Über anforderungsbezogene Lohnbe-
gründungen wurden in Deutschland mit
dem Instrument Arbeitsplatzbewertung
Verbesserungen erzielt, während man
in Schweden auf die Nivellierung des

Einkommensgefüges mittels der „soli-
darischen Lohnpolitik" setzte.

Beide Resultate fielen ernüchternd

aus, da im ersten Fall das bestehende

Lohngefüge die Werte bestimmte und
im zweiten die Verbesserungen durch
staatliche Ausgleichszahlungen -erfol-
gend aus der Differenz zu den tatsäch-
lieh bezahlten, aber tariflich viel höher
vereinbarten Löhne - aufgeschluckt
wurden. Trotzdem stellt sich Weiler
nicht gänzlich gegen diese beiden Kon-
zepte, da sie sich doch in einigen Punk-
ten erfolgreich aufdie Frauenlöhne aus-
wirkten. Es müssten aber noch weitere
Massnahmen wie etwa die in Frank-
reich praktizierte Mindestlohnregelung
ergriffen werden. Diese führte wenig-
stens zu einer Angleichung der Niedrig-
lohngruppen, in welchen die Frauen ja
besonders häufig vertreten sind. Weiter
müsste auf EG-Rechtsebenen künftig
die in allen Teilen verbindliche Verord-

nung zur Durchsetzung der Gleichstel-
lungspolitik gewählt werden. Neben
neuen anforderungsbezogenen Begrün-
düngen für die Lohndifferenzierung
könnte auch eine bedarfsbezogene ein-

gesetzt werden.

Frauenpolitische Hoffnungen für EU-
weite Gleichstellungspolitik wurden mit
dem Beitritt Schwedens genährt. 77ie-

r&sa Ktwo/iLs Beitrag über den sozial-
demokratischen Universalismus zeigt
aber auf, dass auch der vielgepriesene
schwedische Wohlfahrtsstaat eine ge-
wisse Geschlechterblindheit in sich
birgt. Obwohl die Geschlechterdispari-
täten während der Wachstumsphase

mittels Umverteilung entschärft wer-
den konnten, wurde nie über den ge-
schlechterspezifischen Zugang zu
Markt- und Politikressourcen nachge-
dacht. So lässt sich denn vordergründig
viel Positives über das schwedische
Modell sagen: Mit dem Ausbau des öf-
fentlichen Sektors, welcher überwie-
gend Frauen beschäftigt, verbesserte
sich ihr sozialer Status. Mutterschaft
gilt als Teil der sozialen Staatsbürger-
schaft, womit faktisch die Differenz
anerkannt wird und den Frauen kollek-
tive Rechte zugestanden werden. Und
die daraus resultierende Politisierung
der Frauen verleiht ihnen Macht und
Spielräume, um den Wohlfahrtsstaat
nach ihren Interessen zu gestalten.

Bei genauerem Hinsehen entsteht
aber das altbekannte Bild: Trotz nahezu
identischer Erwerbsquote existieren
Unterschiede bei den strukturellen
Merkmalen: hohe Teilzeitraten und
überproportionaler Anteil der Arbeits-
plätze im öffentlichen Dienstleistungs-
sektor. Trotz ökonomischer Unabhän-

gigkeit verringerte sich die private
Hausarbeit kaum. Der Prototyp der so-
zialen Staatsbürgerschaft ist der Er-
werbsbürger, die Frauen wurden darin
aufgenommen. Aus dieser Konsequenz
heraus wurde das Geschlechterverhält-
nis nur als Frage der gerechten Einkorn-
mensverteilung und nicht als Frage der

Machtverteilung angesehen.
Die praktische Unabhängigkeit der

Frauen wurde durch die Umlagerung
auf öffentlich bezahlte Erziehungsar-
beit wiederum von Frauen erreicht. In
den heute entscheidenden politischen
Gremien der Arbeitsmarktpolitik, sprich
Gewerkschaften, sind die Frauen kaum
vertreten. Die Institutionalisierung der
Fraueninteressen führte zur Abkoppe-
lung von der autonomen radikal-femi-
nistischen Bewegung, das Bewusstsein
über existierende Machtkonflikte ist
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schwach entwickelt. Quoten gelten des-

halb als inakzeptables Instrument. Dem-
entsprechend schwach wird die Kampf-
bereitschaft der Frauen sein, wenn es

um den Abbau wohlfahrtsstaatlicher
Institutionen, und auch um die Kürzung
finanzieller Leistungen geht.

Um eine Einschätzung der Migrati-
onspolitik, die sehr kritisch ausfällt, geht
esD/aneT/u/n/ne/. Den Frauenhandel in
Europa als neue internationale Arbeits-
teilung analysierend, beschreibt sie de-

ren Auswirkungen auf die davon betrof-
fenen Frauen. Von den fast unüberwind-
liehen Aussengrenzen profitierten die
Händler mehr als je zuvor, und das um-
fassende Überwachungssystem im In-
nern wirke rassismusfördernd und
schränke die Bewegungsfreiheit dra-
stisch ein.

Die Frage nach der neuen internatio-
nalen Arbeitsteilung unter Frauen wagt
Afan'a Äemc/i im von 5. Sc/ià/ers her-

ausgegebenen, materialreichen Sam-
melband „Lebensverhältnisse und so-
ziale Konflikte im neuen Europa" nicht
abschliessend zu beantworten. Empiri-
sehe Befunde weisen jedoch in diese

Richtung. Die These, wonach die Er-
werbstätigkeit der Frauen soweit rei-
che, wie es ihnen gelinge, zusätzlich
weibliche Ressourcen zur Unterstüt-

zung zu mobilisieren, konnte in der prä-
sentierten Untersuchung stark unter-
mauert werden. Und zwar schichtspezi-
fisch differenziert: Untere Schichten
bevorzugen weibliche Verwandte, wäh-
rend die mittleren und oberen Schichten
sich vorwiegend bezahlte Hilfe, vor-
nehmlich schwarz arbeitender Auslän-
derinnen leisteten. Angesichts einer
wachsenden Anzahl von Ausländerin-

nen, die auf Arbeit im informellen Sek-

tor angewiesen ist, wird dieser Trend
wohl weiter anhalten.

7Z/o«ö beschäftigt sich mit den

Geschlechterverhältnissen im europäi-

sehen Integrationsprozess. Die zwei in-

einandergreifenden Prinzipien „abstrak-
te Gleichheit Erwerbstätiger" und „Sub-
sidiarität" bestimmen das Ausmass und

die Richtung der Geschlechterverhält-
nisse in der EU. Die Gleichheitspolitik
abstrahiert ganz klar von der Vielfalt
der Lebensformen, welche aufder weib-
liehen Seite ja besonders gross ist, und
setzt das Mass einmal mehr beim männ-
liehen Erwerbsbürger. Die Interpretati-
on der Subsidiarität hingegen wird als
residuale Grösse gehandelt. Dem Ein-
zelnen sei keine Hilfe abzunehmen, die
er aus eigener Kraft vollziehen kann.

Dies steht nun im Konflikt mit dem

Individualismus, welcher die abstrakte
Gleichheit anspricht. Für sozialpoliti-
sehe Entscheidungen auf EU-Ebene
heisst dies nun, dass nur dann von der
Kommission Massnahmen vorgeschla-
gen werden, wenn sie nicht genau so gut
von den Mitgliedsstaaten gemacht wer-
den könnten. Die Politik der „abstrak-
ten Gleichheit", das Demokratiedefizit,
die enggefasste Gleichheitsstrategie und
das verkürzte Subsidiaritätsprinzip füh-
ren dazu, dass nationale Sonderkultu-
ren erhalten bleiben und neue sich her-
ausbilden werden, aber auch dazu, dass

soziale Grundrechte vorrangig den
Männern zugute kommen.

Mit der Frauenerwerbstätigkeit und
ihren Perspektiven in den 90er Jahren

setzt sich A/arrina Kar/ein in ihrer Ana-
lyse auseinander. Vom Ansatz der ei-
genständigen Existenzsicherung her
gesehen, analysiert sie die Auswirkun-
gen des Binnenmarktes auf die Arbeits-
plätze. Die Frauenerwerbstätigkeit in
der EG/EU präsentiert sich als völlig
heterogenes Bild: Die skandinavischen
Länder mit einer hohen Frauenerwerbs-

quote, die mitteleuropäischen Länder
mit mehr oder weniger deutlich emanzi-

pativen Trend und schliesslich die Mit-
telmeerländer, in denen Erwerbstätig-
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keit noch von traditionellen Normen

geprägt ist. Strukturelle Merkmale der

Frauenerwerbstätigkeit sind eine aus-
nehmend hohe Anzahl ungeschützter
Beschäftigungsverhältnisse, worunter
Teilzeitarbeit einen dominanten Stel-
lenwert einnimmt. Auch sind eine hohe
Zahl von Arbeitsplätzen dem techni-
sehen Wandel ausgesetzt. Lohndiskri-
minierung wirkt auf der ganzen Band-
breite, und wie fast selbstverständlich
sind Frauen in Management-Positionen
selten anzutreffen.

Nach einer Analyse der verschiede-
nen Branchen kommt Kattein zum
Schluss, dass die Vollendung des Bin-
nenmarktes die Frauenerwerbstätigkeit
eher im negativen Sinn beeinflusst. Er-
stens verschlechtert die EG ihre Positi-
on auf dem Arbeitsmarkt und löst eine

Prekarisierung der Beschäftigungsver-

hältnisse aus. Da Frauen aber weiterhin
aus familiären Gründen auf diese ange-
wiesen sind, kann ihre Situation ausge-
nützt werden. Zweitens sind die wirt-
schaftlichen Eliten nicht daran interes-
siert, die geschlechtsspezifisch hierar-
chisierte Arbeitsteilung zu überwinden,
ja der Binnenmarkt baut sogar darauf
auf. In einer Eurobarometerbefragung
von 1992 war der Anteil der positiven
Haltung bei den Frauen geringer (34
Prozent) als bei den Männern (43 Pro-
zent) bei ungefähr gleicher Ablehnungs-
rate. Katteins Fazit fällt denn auch sehr
kritisch aus. Der Binnenmarkt trage zu
einer weltweiten Zementierung von
Strukturen bei, welche es den Frauen
erschwere, aus Abhängigkeit und Ar-
mut auszubrechen.

Heidi Rebsamen

Rolf Czeskleba-Dupont/Annette Grün-
waldet al.: Europäische Energiepoli-
tik und Grüner New Deal -Vorschlä-
ge zur Realisierung energiewirt-
schaftlicher Alternativen. 2., erwei-
terte und vervollständigte Auflage,
IÖW-Schriftenreihe Nr. 78, Giese-
brechtstr. 13, D-10629 Berlin, 1994

(90 S„ DM 24.-)

Die Energiewirtschaft steht nach wie
vor und zu Recht im Zentrum von Über-

legungen zu einem ökologischen Um-
bau der Wirtschaft. In der Energiefrage
fliessen die unterschiedlichsten Aspek-
te ökologischer Problematik und Politik
zusammen. Es geht um Treibhausef-
fekt, um die mit der Lagerung von ra-
dioaktiven Abfällen verbundenen kurz-
und langfristigen Gefahren, um eine
umweit- und sozialgerechte Entwick-

lung der sogenannten Dritten Welt, um
die Entwicklungsrichtung der Produk-
tionstechnologie, die in starkem Masse

vom Preis und der Verfügbarkeit von
Energieressourcen abhängig ist. Das
unbestreitbare Verdienst der Schrift der
Autorinnengruppe vom Institut für Ent-
Wicklung und Planung der Universität
Aalborg (Dänemark) besteht darin, den

angesprochenen Fragenkomplex an-
hand zweier konkreter energiepoliti-
scher Investitionsentscheide in Däne-
mark und Deutschland zu beleuchten.

Die Schrift macht die Zwiespältig-
keit der institutionalisierten Ökologie-
politik in der EU deutlich. Insbesondere
wird klar, wie kurzatmig eine auf euro-
päische Rechtsnormen fixierte Umwelt-
politik sein muss, gerät sie doch unwei-
gerlich in Konflikt mit anderen Rechts-

normen, sei es auf dem Gebiet der Ge-
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Werbefreiheit (Grosskraftwerk im
Braunkohlegebiet von Brandenburg),
sei es auf dem Gebiet der Raumordnung
(Nordjütland Dänemark). Herausgear-
beitet wird die Schwäche der EU-Um-
weltpolitik und der Reformbedürftig-
keit bei der Darstellung des Schicksals,
welches energiewirtschaftliche Alter-
nativen gegenüber den „offiziellen"
Grossprojekten im Rahmen der Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) er-
litten haben. Obwohl die EU-Richtlinie
prinzipiell verlangt, dass Alternativen
zu den vorgelegten Projekten ebenfalls
auf ihre Umweltaspekte hin zu prüfen
seien, waren im UVP-Verfahren die
Alternativen chancenlos.

Die Studie hebt die Notwendigkeit
hervor, in der Energiewirtschaft von
einer Versorgungspolitik, wie sie ja
auch die Schweiz kennt, zu einer Vor-
sorgepo/i'tt'Ä: überzugehen, in deren Mit-
telpunkt nicht die Zurverfügungstellung
einer maximalen Energiemenge steht,
sondern die umweltgerechte Befriedi-

gung von Bedürfnissen, die heute mit-
tels Einsatz von direkt und indirekt sub-
ventionierter Energie geschieht. Nicht
Alternativen in der Energieproduktion
(erneuerbare Energiequellen) allein sind

gefragt, sondern eben auch Aiternati-
ven zur Energieproduktion (z.B. Haus-

isolation, Steigerung der Energie-
effizienz von Produkten und Verfah-
ren). Energiepolitik ist somit Technolo-
gie-, Bildungs- und Beschäftigungspo-
litik in einem, die auch auf die naturale
Gestalt der Investition Einfluss nimmt
(S. 23). Die Crux bildet die Finanzie-
rungsfrage, da gerade Grossinvestitio-
nen im Energiebereich (Kraftwerke,
Netze) die besondere Gunst der Anleger
und der Politik geniessen, während die

ökologisch einzig sinnvolle Dezentrali-
sierung und Diversifizierung nur schwer

an die notwendigen grossen, aber breit

zu streuenden Investitionsmittel heran-
kommen.

Zwar verweisen die Autorinnen kurz
auf die Konzepte einer ökologischen
Steuerreform, in deren Zentrum eine

Energiebesteuerung steht (S. 25); der
Effekt aber, den eine spürbare Steige-

rung des Preises für Energie aus nicht
erneuerbaren und grosstechnologischen
Quellen auf die gewünschte Umorien-
tierung in der Richtung der technologi-
sehen Entwicklung hätte - siehe dazu

etwa die Arbeiten von E.U.v.Weiz-
säcker/S.P. Mauch/J. Jesinghaus/R.
Iten: Ökologische Steuerreform. Euro-
päische Ebene und Fallbeispiel
Schweiz. Rüegger, 1992 - wird nicht
weiter thematisiert. Doch gerade hier
zeigt sich die politische Alternative zum
nicht sehr aussichtsreichen Weg einer
differenzierten Verrechtlichung der

Umweltpolitik, die unausweichlich mit
der Marktverfassung der Wirtschaft
kollidieren muss, wobei aber die auch in
dieser Schrift nachgewiesene Notwen-
digkeit der Dezentralisierung im Ener-
giebereich auch nicht für eine planwirt-
schaftliche Renaissance spricht: Plan-
Wirtschaft ist ja im Energiesektor in der

kapitalistischen Wirtschaft schon bis-
her das herrschende Paradigma.

Die von den Schweizer Grünen lan-
eierte Tandem-Initiative im Bereich
Energiebesteuerung und AHV strebt
unter Einsatz eines makroökonomi-
sehen Instrumentes die gleichen Ziele
im sozialen und ökologischen Bereich
für die Schweiz an, wie es die Autorin-
nen für die EU über eine Reform des

UVP-Verfahrens fordern. Einen ener-
giepoto/sc/ien A//e('nga«g in Kauf zu

nehmen, ist angesichts der geschilder-
ten Verfahrenheit in der EU für die
Schweiz angebracht. Nicht zuletzt aus
wirtschaftlichen Gründen, kommt doch
Ernst U. v. Weizsäcker im Rahmen der
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Klimaschutz-Debatte (Berlin 1995)

zum Schluss, dass diejenigen Volks-
wirtschaften die Zukunft am besten mei-
stern werden, die zuerst die Wende in
der Energieeffizienz schaffen. Zuvor

aber muss „der zentrale Gedanke der

Effizienzrevolution im Umgang mit der

Energie" (ZEIT, 31.3.95) Fuss fassen

und sich durchsetzen.
Thomas Heilmann

Heiner Busch: Grenzenlose Polizei?
Neue Grenzen und polizeiliche Zusam-
menarbeit in Europa. Westfälisches
Dampfboot, Münster 1995 (440 S., Fr.

44.-)

Auf die Öffnung der Grenzen im EG-
Binnenmarkt waren die Sicherheits- und
Kontrollbehörden der einzelnen Mit-
gliedstaaten nicht ganz unvorbereitet.
Bereits 1976 entstand in der EG mit
Namen TREVI eine polizeiliche Ko-
operation. Seither tarnte sich das „Euro-
pa der Polizeien" mit Abkürzungen K4,
SIS, SIRENE, EIS, Eurodac, Europol,
EDU usf. Informationen darüber waren
öffentlich kaum zugänglich. Dem Ber-
liner Sozialwissenschaftler //einer
Zinse/! war die bis heute in den Medien

präsentierte „Scheinlogik von Grenz-

abbau, Sicherheitsverlust und Aus-
gleichsmassnahmen" (S. 11) im Bin-
nenmarkt suspekt; er begann zu recher-
chieren. Sein vorliegender Band „Gren-
zenlose Polizei?" informiert erstmals
über die „Europäisierung" der Sicher-

heitspolitik in den westeuropäischen
Staaten, über die Geschichte und den

Stand der „intelligenten Zentralisierung
als Internationalisierung" der polizeili-
chen Zusammenarbeit.

Die Innen- und Justizpolitik, im
Maastrichter Vertrag neben Wirt-
Schafts- und Währungsunion als „dritte
Säule" festgeschrieben, wird massiv

ausgebaut: Neue computerisierte Fahn-

dungs- und Überwachungssysteme be-

stimmen den polizeilichen Alltag; das

Sammeln, Verarbeiten und Übermitteln

von Daten aller Art über Personen
schafft eine Vormachtstellung der Poli-
zeibehörden. Gearbeitet wird vermehrt
mit verdeckten Methoden und im Be-
reich der sogenannten Vorfeldkontrol-
le, also weit über den Bereich der Straf-
Verfolgung hinausgehend.

Die „Verpolizeilichung der Auslän-
der- und Asylpolitik" (S. 76) dient der

Kontrolle der EG-Aussengrenzen; die

„Abschottung gegen Flüchtlinge und

Einwanderer" (S. 356) funktioniert per-
fekter denn je. Hingegen ist die „Kon-
trolle von Polizei und Exekutive"
(S.353) durch das Europäische Paria-

ment „minimal", schlechter noch als im
Inneren des nationalstaatlichen Rah-

mens, wo die Grundrechte Stück für
Stück einer vorgeblichen „Terroris-
mus"- und „Verbrechensbekämpfung"
geopfert werden.

Busch kommt in seiner ausgezeich-
neten Analyse u.a. zum Schluss, dass

„die demokratische, an Bürgerrechten
orientierte Politik gegenüber der wach-
senden Internationalisierung polizeili-
eherTätigkeit in die Defensive geraten"
(S. 356) sei. Von der Bürgerrechtspoli-
tik erwartet er ein unermüdliches „Po-
chen auf Menschen- und Bürgerrechte.
Sie muss mehr als bisher die Ineffekti-
vität polizeilicher und d.h. gewaltsamer
Lösungen für politische Probleme her-
ausarbeiten." (ebd.)

Beat Leuthardt
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Johannes Vollmer (Hrsg.): „Dass wir
in Bosnien zur Welt gehören" - Für
ein multikulturelles Zusammenleben,
Benziger, Solothurn/Düsseldorf 1995

(306 S., Fr. 26.80)

„Ja, es ist höllisch was heute in Bosnien

geschieht, aber das beweist nicht, dass

Bosnien nicht möglich ist, es zeigt nur,
dass die feinen, komplexen Strukturen
sehr schwach sind gegenüber der me-
chanischen Kraft; mit einem Hammer
kann man ein Mosaik zerschlagen, mit
einem Mosaik nicht den Hammer - das

ist alles, was durch die aktuellen Ge-
schehnisse in Bosnien bewiesen

wird."(S. 205), so Dzevad Karabasa«
in seinen kritischen Ausführungen zur
„metaphysischen Art des europäischen
Denkens", die seines Erachtens von P.

Glotz und H.M. Enzensberger gepflegt
wird.

Zur Mobilisierung der öffentlichen
Meinung leistet die von Johannes Vo//-
raer unter dem Titel „Dasswirin Bosni-
en zur Welt gehören" herausgegebene
Aufsatzsammlung einen wichtigen Bei-
trag. Die sowohl inhaltlich als auch for-
mal kurz und prägnant gehaltenen Arti-
kel sind in sechs Kapitel aufgegliedert,
wovon jene über das „Zusammenle-
ben", das Überleben, die Ideologie der

„Ethnischen Säuberung" sowie über die
Rolle des Westens im Krieg in Bosnien
zu den wichtigsten gehören. Es handelt
sich um Analysen, Zeugnisse, Erlebnis-
berichte, Gespräche und Aufrufe, die
einen grossen Eindruck hinterlassen.
Nebst Schweizer Autorinnen wieAnge-
/ine Fankbaaser, A//red A. Das/er und
Fan/ Far/n schreiben auch die bekann-
testen bosnischen Schriftsteller 7ze/ 5a-
ra/7/c und Marko Veskovic, Akademi-
ker und Intellektuelle wie der Präsident
des serbischen Bürgerrates in Sarajevo,
L/abom/r ßerberov/c und der Chefre-
daktor von Oslobodenje, Z/a/ko D/z-

darev/c. Für einmal sind die Betroffe-
nen nicht Objekte einer oberflächlichen
oder arroganten Berichterstattung, son-
dem Subjekte eines aufrüttelnden Nach-
denkens. Die Betroffenen als Experten.

Die in diesem Band gesammelten
Beiträge geben Anworten auf die wohl
drängendsten Fragen: Was ist in Bosni-
en wirklich geschehen? Was bedeutet
dies für Europa? Was geht uns das an?

Wo ist unsere Mitverantwortung - und

damit: Wo liegen die Möglichkeiten der
Kultur als Widerstand?

Das Buch wurde nicht aus theoreti-
scher Absicht geplant, sondern es ent-
stand aus einer Aktion heraus: Der im
Winter 1993 veröffentlichte verzwei-
feite Appell der Intellektuellen aus dem

belagerten Sarajevo „An das Gewissen
der Menschheit" hat eine Unterschrif-
tensammlung in der Schweiz bewirkt,
aus der heraus schliesslich die „Kultur-
brücke Schweiz-Sarajevo" hervorging.
Franz //ob/er schreibt in seinem Vor-
wort: „Kultur ist ja das erklärte Gegen-
teil von Krieg, und so gründeten wird
die „Kulturbrücke Schweiz-Sarajevo"
und von dieser Brücke erzählt auch die-
ses Buch." Schliesslich wurden 5//non
Gerber, der Koordinator dieser Kultur-
brücke, und die Mitautorin und Über-
setzerin des Buchs, A/arya Wern/e-A/a-
r/c, im April dieses Jahres von den ex-
tremistischen Serben bei Sarajevo als

Geiseln verschleppt, der antiserbischen
Propaganda angeklagt und schliesslich
anfangs Mai freigelassen. Sie führten
eben dieses Buch bei sich.

Dass der Einsatz für ein multikultu-
relies Bosnien, dessen Bestandteil der

Brückenschlag zum isolierten belager-
ten Sarajevo sein muss, von den extre-
mistischen Serben unter Radovan Ka-
radzic als feindliche Aktivtät verstan-
den wird, ist gemäss ihrer Kriegslogik
zwingend, ist doch die Isolation selbst
Teil einer militärischen Strategie der
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Teilung, der Vertreibung, Ghettoisie-

rung und Vernichtung.
Die Aufsatzsammlung zeigt mit allen

Konsequenzen auf, was in ihrem Titel
anklingt: „Wir dachten, dass wir hier in
Bosnien zur Welt gehören." - „Und wir
haben auch wirklich zur Welt gehört"
schreibt /zef Sar<y7ic in seiner bitteren

Anklage gegen die Intellektuellen. Ei-
ner Anklage, die in die Mahnung mün-
det: „Gott möge Euch davor behüten,
dass Ihr wie wir von solchen Faschisten

eingekreist werdet. Wenn jetzt nichts

geschieht, wird sich dieses faschisti-
sehe Denken weiter ausbreiten und wei-
ter nach Europa kommen..." (S. 26)
Und: „ Lasst nicht zu, dass Bosnien und
seine Hauptstadt nach ethnischen Krite-
rien aufgeteilt werden. Dann hätte
sich das nationalistische Denken durch-

gesetzt. Für uns aber wäre dies das Ende
des europäischen Denkens."(S.27)

In Bosnien, so Z/arfoDizdarevic, geht
es um den Überlebenskampf der Demo-
kratie gegen den Totalitarismus. Doch
dies versteht Europa nicht. Nicht weil
das, was in Bosnien geschieht, so wi-
dersprüchlich und unverständlich wäre.

Komplex und verworren ist nicht die
Situation in Bosnien, sondern die im
Westen herrschende Kombination von
typischen „Reaktionsmustern im Medi-
enzeitalter" (7. Vo/Zmer), ignoranten
Balkan-Experten, gezielter Medienlü-

ge und dem globalstrategischen Interes-
se an Appeasement und Containment.

Dies sind u.a. die Gründe, welche die

Untätigkeit des Westens rechtfertigen
sollen. Hinzu kommen die Folgen der

faktischen Isolation und Blockade der
freien Gebiete Bosnien-Herzegowinas
(7WzVKii/enovi'c, Simon Gerber), wobei
Johannes Vollmer die Sichtweisen von
Th. Fleiner und anderen in der 'Welt-
woche' kritisiert, die dem Westen „die
Rolle des Zuschauers ermöglicht ha-

ben" (S.20), indem in entlastender

„pseudowissenschaftlicher Rede von
drei gleichermassen menschenverach-
tenden Nationalismen" ausgegangen
wird - eine „moderne Variante der ko-
lonialistischen Phrase von den 'Barba-
ren'" (ebda.).

Was in Bosnien ungehindert gesche-
hen konnte und weiterhin geschehen
kann, ist ein Verrat an den Menschen-
rechten, an den Grundrechten der Zivi-
lisation, am Völkerrecht, am Verspre-
chen des „Nie wieder Krieg" vor 50
Jahren. Ein Verrat, an dem gerade auch
die Intellektuellen eine wichtige Rolle
gespielt haben. Vor dem Hintergrund
der Blut- und Bodenideologie der serbi-
sehen Extremisten, so Efoöber/i E/rf-
mß/m-Pöndzic in ihrem Beitrag, an de-

ren Aktualisierung die serbische Aka-
demie der Künste und Wissenschaften
mit ihrem Memorandum SANU die

Hauptverantwortung trägt, wird am
Beispiel von drei bekannten reform-
marxistischen Intellektuellen, Mitglie-
dem der damals legendären Praxisgrup-
pe, gezeigt, wie Täter sich zu Opfern
umstilisieren. ArnoW Kü/iz/i schreibt
über einen dieser Mittäter des „morde-
rischen serbischen Nationalismus", über
M. Markovic. „Es ist unglaublich: Die-
ser Philosophieprofessor, der in der

„Praxis"-Gruppe eine führende Rolle
spielte, der sich u.a. als Konflikt- und
Friedensforscher einen Namen gemacht
hatte, jahrelang Mitglied des Direktori-
ums der Internationalen Friedensaka-
demie und Gastprofessor an amerikani-
sehen und deutschen Universitäten war
- dieser Mann ist seit Kriegsbeginn und
bis heute der politische Berater und

Chefideologe des Hauptverantwortli-
chen für die „désastres de la guerre" in
Ex-Jugoslawien, des faschistoiden
Kriegsverbrechers Slobodan Milose-
vie." (S. 144).

Aufschlussreich sind die vonio/ian-
«es VW/mer aufgearbeiteten Fakten der
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Medienlügedebatte, wie sie die 'Welt-
woche' lanciert hat, die Geschichte ei-
ner „Desinformationskampagne im Na-

men unparteiischer Information".
(S.299 ff.) Wen wundert es angesichts
dieser Kampagnen noch, dass die Ver-
leugnung des Genozids und Vertrei-
bungskriegs in Bosnien, zu der auch die

Gleichsetzung von Opfern und Tätern
gehört, so gut funktionieren konnte?
Teil dieser fatalen Gleichsetzung war
auch der schnell lautgewordene Vor-
wurf, dass bereits die Benennung der
Täter eine Verurteilung des serbischen
Volks bedeute. Dabei sei, so der jüdi-
sehe Arzt M(7an Stern aus Sarajevo in
einem Gespräch, eine „Psychopatholo-
gie des serbischen Volkes wie orthodo-
xer Gesellschaften überhaupt"(S. 162)
nicht zu unterschätzen. Er spricht von
einer „Struktur ewiger Opfer", als die
sich die Serben verstehen, vom „Volks-
wahn", sich rächen zu müssen.

Diesem nationalistisch-faschistoiden
Wahn stehen die Geschichte und die

Realität des multikulturellen Zusam-
menlebens in Bosnien entgegen. Und
der Kampf all jener Bosnierinnen - un-
geachtet ihrer Religions- oder Nationa-

litätszugehörigkeit - gegen die Teilung
und für die Erhaltung des multikulturel-
len Bosniens. Dieses ist das Muster ei-
nes feinen Mosaiks, dass durch Aggres-
sion und fortdauernde Belagerung zer-
schlagen werden soll. Doch: „Es ist ein
Geist, es ist dieser Wille, sich nicht
aufzugeben..., der die Stadt (Sarajevo)
trotz der Zerstörung beseelt und schön
macht." (A/an/'a Wern/e-A/aric).

Gerade weil in Europa in einem Aus-
mass wie nirgend sonst auf der Welt vor
fünfzig Jahren Rassenwahn und Säube-

rungslogik zu Unsagbarem geführt ha-

ben, muss das, was in Bosnien geschieht,
angesprochen und verstanden werden.
Das Buch macht deutlich, warum in
Bosnien auch die Zukunft Europas ent-
schieden wird.

Rahel Bosch

Nenad Stefanov/Michael Werz (Hg.):
Bosnien und Europa. Die Ethnisie-

rung der Gesellschaft. Fischer Tb. Ver-
lag Frankfurt, 1994 (207 S„ DM 18.90)

Marie-Janine Calic: Der Krieg in
Bosnien-Herzegovina. Ursachen, Kon-
fliktstrukturen, Internationale Lösungs-
versuche. Suhrkamp Frankfurt, 1995

(210 S., DM 19.20)

Allem wird heute von interessierten

politischen Astrologen der Bourgeoisie
ein Ende erklärt: Ende der Utopie, Ende
des Sozialismus, Ende der Geschichte.
Bloss dem Faschismus hat noch nie-
mand den Totenschein auszustellen ge-

wagt, und dies mit gutem Grund. Fünf-
zig Jahre nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs sind wir mitten in Europa
schon wieder mit einem hausgemach-
ten, besinnungslos brutalen, kriegslü-
Sternen, nationalistischen und rassisti-
sehen Faschismus konfrontiert, der sei-

nen geschichtlichen Vorbildern alle
Ehre macht: demjenigen der Milosevic-
und Karadzic-Serben (mit denen sich

keineswegs alle Serben solidarisieren).
Und Europa blickt weg, wenn es nicht

sogar, wie Frankreich und England, die

vom neu-alten Russland sekundiert
werden, insgeheim auf einen Sieg der
Serben hofft. Führend sind da wieder
dieselben Mächte, die 1938 ihre demo-
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kratischen Prinzipien und Werte plus
die Tschechoslowakei an Hitler und
Mussolini verhökert hatten. Aber Di-
plomatie ist allzumal amoralisch, und

was wir heute dringlich nötig hätten,
wären so erklärte Anti-Diplomaten wie
ein Churchill und ein De Gaulle. Statt
dessen agieren Lord Owen und Boutros
Ghali, der sich in Sarajevo durch einen

ölglatten Japaner vertreten lässt, dem es

offensichtlich keine Schwierigkeit be-

reitet, den Kriegsverbrecher Karadzic
mit „Ihre Exzellenz" anzureden. Es ist

zum Heulen.
Unter dem Titel „Bosnien und Euro-

pa" ist ein von /Vennd S7e/onov und
M/c/iae/ Werz herausgegebener Band

von Aufsätzen jugoslawischer, deut-

scher, österreichischer und schweizeri-
scher Autoren erschienen, die unserer
krimineller Gleichgültigkeit den Kampf
ansagen und Europa warnen, dass es da
in Bosnien entscheidend auch um seme
Sache gehe. Europa ist daran, in Bosni-
en seine - ohnehin arg lädierte - politi-
sehe und moralische Glaubwürdigkeit
zu verspielen. „Das ist der Anfang vom
Ende einer Zivilisation", meint der bos-
nische Ministerpräsident und Histori-
ker Silajdzic, und diese Prophezeiung
vom Ende besitzt einige Überzeugungs-
kraft. Und er fügt hinzu: „Es gibt keine
Staatsmänner mit Visionen, wir leben
in einem Produktions- und Konsumati-
onszyklus, sprechen vom ,global villa-
ge' und erleben in Sarajevo eine Bela-

gerung im Stil des 13. Jahrhunderts".
Und im vorliegenden Sammelband, der
den Untertitel „Die Ethnisierung der
Gesellschaft" trägt, sekundiert der Bei-
grader Sozialphilosoph /Vebo/sa Popov:
„Sarajevo ist nicht nur Symbol des bos-
nischen Dramas, sondern auch der ge-
samten zeitgenössischen Zivilisation."
(S. 108)

Der Sammelband ist ein einziges Plä-

doyer gegen die Aufteilung Bosnien-

Herzegovinas nach ethnischen Ge-
Sichtspunkten und für die Wahrung und

Institutionalisierung des multikulturel-
len und multiethnischen Charakters des

Landes. Aus den Aufsätzen, die hier
nicht alle erwähnt werden können, er-
fährt man viel Wissenswertes über die
Geschichte Bosnien-Herzegovinas im
Zusammenhang mit der Jugoslawiens,
über die ökonomischen Hintergründe
des Konflikts, über die Bedeutung des

Fehlens zivilgesellschaftlicher Struktu-
ren. Pau/ Parin geisselt - dies ist der
Titel seines Aufsatzes - „Das Lügenar-
senal des Westens. Die Produktion fal-
sehen Bewusstseins zum Zweck der

Legitimierung von Politik" und wirft
der UNO und der EU vor, die serbischen

Angreifer planmässig zu unterstützen.
Es handle sich in Bosnien nicht um
einen Bürgerkrieg, sondern um einen

Eroberungs-, Vertreibungs- und Ver-
nichtungskrieg. //arry Baue/' und 77io-

mas Ki/n/wig üben u.a. Kritik an der

Sprachlosigkeit der SPD und am dog-
matischen Gesinnungspazifismus von
Bündnis 90/Grünen. Der/ev C/au,ssea

untersucht den Nationalismus als Reli-
gionsersatz. Der Zagreber Philosoph
Gvozden F/ego wirft einen Blick zurück
auf den „real existierenden Sozialis-
mus" und die Altlasten, die dieser dem
Postsozialismus hinterlassen hat.

Ein wichtiger Aufsatz ist der des ser-
bischen Ethnologen /van Co/ovic, der
die politische Mythologie am Beispiel
der Wiederbelebung des serbischen na-
tionalen Mythos mit seiner biologisch-
rassistischen Genetik und dem Traum-
ziel „Alle Serben in einem Staat" analy-
siert. iVebo/sa Popov untersucht die

„starke kriegerische Tradition..., die
über die herrschende Ideologie des

Marxismus-Leninismus-Stalinismus-
Titoismus konserviert wurde". Erhel-
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lend auch, was Bozùfar Gay'o Seto/i'c,
ein an der „KritischenTheorie" orien-
tierter Philosophie-Professor in Saraje-

vo, zum Zusammenbruch des Wertesy-
stems zu sagen hat. Nach den Erfahrun-

gen der Zerstörungen in Sarajevo gebe
es keine Argumente mehr für irgend-
welchen Humanismus. Dieser sei auf
einen Humanitarismus reduziert, aber

die humanitäre Hilfe hebt den Krieg
nicht auf, ja ermöglicht ihn erst in ge-
wisser Hinsicht, bedeutet andererseits
aber für die leidende Bevölkerung eine
rettende Hilfe.

Sre/an Oerer nennt den Krieg in Bos-
nien einen „Super-GAU des Völker-
rechts" und schreibt: „Eine Beschrän-

kung des Einsatzes von Truppen auf
rein humanitäre Aufgaben bewirkt un-
ter Umständen das genaue Gegenteil
des ordnungspolitisch Sinnvollen, näm-
lieh eine Absicherung des militärischen
Status quo zugunsten des Aggressors".
(S. 168) Die militärischen Bedenken

gegen einen Einsatz von Kampftruppen
werde man „als weitgehend vorgescho-
ben ansehen müssen". Tofoc,
der Fraktionsvorsitzende der Soziaide-
mokraten im bosnischen Parlament,
nennt „das wahnsinnige Projekt einer

Aufteilung Bosnien-Herzegovinas"
durch den Owen-Stoltenberg-Plan
„apokalyptisch". Wie man sieht: Diese

Analysen sind ein wertvoller Beitrag
zum Verständnis dessen, was in Bosni-
en und mit Bosnien geschieht und, was
nicht weniger wichtig ist, seitens der
UNO und EU sträflichst unterlassen
wurde.

Anzuzeigen ist weiter das Buch von
MaWe-Tawne Ca/i'c „Der Krieg in Bos-

nien-Herzegovina. Ursachen, Konflikt-
strukturen, Internationale Lösungsver-
suche". Die Autorin arbeitet in der Stif-
tung Wissenschaft und Politik in Eben-
hausen bei München und legt hier eine

gleichzeitig historische und systemati-
sehe Analyse des Bosnien-Konflikts
vor, die das Prädikat „wissenschaftl ich"
verdient und ebenso präzis wie diffe-
renziert und umfassend dokumentiert
ist. Frau Calic beginnt mit der Proble-
matik der jugoslawischen Staatsschöp-

fung- „ein gescheitertes Experiment" -
und erörtert dann alle die politischen,
sozialökonomischen, ethnischen, kul-
turellen, nationalen, internationalen
Ursachen und Folgen des Konflikts. Sie

spricht von einem „Grossserbismus",
der „zugleich irredentistische und hege-
moniale Züge" aufweise: „Je niedriger
der serbische Bevölkerungsanteil in den

beanspruchten Gebieten liegt, desto
stärkere hegemoniale Züge trägt der
Grossserbismus... Um die Ansprüche
auf ethnisch heterogene Regionen auf-
rechterhalten zu können, wird die natio-
nale Identität anderer Völker geleugnet.
So werden die bosnischen Muslime kur-
zerhand zu islamisierten Serben er-
klärt". (S. 151)

Aber die Autorin weist auch aufTudj-
mans Plan hin, die kroatischen Grenzen

von 1939 auf Kosten Bosnien-Herzego-
vinas wiederherzustellen, und sie ver-
schliesst ihre Augen auch nicht vor ge-
wissen problematischen Entwicklungen
in Bosnien-Herzegovina selbst. Aber
diese erscheinen vorläufig als relativ
harmlos, verglichen mit dem, was die
Autorin einen serbischen „Ethnozid"
nennt, inspiriert von einem ethnobiolo-
gischen Nationverständnis. Es bestehe
kein Zweifel an der Systematik der eth-
nischen Säuberungen. Weiter spricht sie

von einem „rituellen Städtemord" an
den muslimischen oder multikulturel-
len Innenstädten. Die Reaktion der in-
ternationalen Gemeinschaft hält sie für
eine Politik der Schadensbegrenzung,
und auch sie spricht von einem Versa-

gen der Diplomatie auf allen Ebenen
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(77 Waffenstillstände bis Herbst 1994).
Weiter untersucht sie die Probleme

einer Friedenslösung und die interna-
tionalen Folgen des Konflikts, der „auch
die Identität und den Zusammenhalt des

Westens" bedrohe. Serbien sei mora-
lisch diskreditiert, es habe eine „Reha-

bilitierung der Barbarei" stattgefunden.
Und vielleicht die entscheidendste Ein-
sieht dieses hervorragenden Buches:

„Keine ethnisch fundierte Aufteilung
Bosnien-Herzegovinas wäre in der
Lage, die Region zu befrieden".

Arnold Künzli

Zur Erinnerungsproduktion in der
fünfzig Jahre nach Kriegsende

Jacques Picard: Die Schweiz und die
Juden 1933-1945. Schweizerischer An-
tisemitismus, jüdische Abwehr und in-
ternationale Migrations- und Flücht-
lingspolitik. Chronos Verlag, Zürich
1994. (559 S„ Fr. 68.-)

Gaston Haas: „Wenn man gewusst
hätte, was sich drüben im Reich ab-
spielte ..." 1941-1943. Was man in der
Schweiz von der Judenvernichtung
wusste. Helbing und Lichtenhahn, Ba-
sei 1994. (281 S„ Fr. 69.-)

Am 8. Mai 1995 wurde an den fünfzig-
sten Jahrestag der Befreiung Europas
vom Nationalsozialismus und an das

Ende des Zweiten Weltkriegs in Europa
erinnert. Viele Zeitungsartikel, Fern-

sehbeiträge, Bücher und Gedenkanläs-
se thematisierten die verschiedensten

Aspekte und wirken so an der „Vergan-
genheitsbewältigung" mit. Die unter-
schiedlichsten Ereignisse und Begeben-
heiten aus dieser Zeit wurden doku-
mentiert, aber mehr aneinandergereiht
als miteinander in Beziehung gebracht:
die Befreiung der Konzentrationslager,
die Geschichte von Schweizern, die in
die SS eintraten,' die Erinnerungen von
Flüchtlingsbetreuern," Kriegshandlun-
gen in der Schweiz." Trotz der Fülle an

Berichten entsteht der Eindruck, es häu-
fe sich da immer mehr vom gleichen.

Schweiz

Eine These von Saul Friedländer
könnte zur Orientierung nützlich sein,
dass nämlich „die Erinnerung hinsieht-
lieh des Kollektivs ein soziales Phä-

nomen darstellt, ein gesellschaftlich
produziertes Ensemble von Symbolen,
das zur wesentlichen Referenz für Be-
rieht und Erzählung der Gruppe über
ihre eigene Vergangenheit wird; hier
wird im Regelfalle die fortlaufende
Selbstwahrnehmung der Gruppe kon-
struiert".4 Identität, auch kulturelle oder
nationale, ist nie etwas Abgeschlos-
senes; sie muss immer wieder und von
neuem erfahren und erlebt werden. Das
Bedürfnis nach Identität, das heisst der
Wunsch, sich über sich selbst mehr
Gewissheit zu verschaffen, speist die
„Produktion" von Erinnerung. Jetzt
bringt eine nicht direkt beteiligte Ge-
neration für sich und zukünftige Gene-
rationen die unmittelbar vergangene
Geschichte zur Darstellung und trägt so
durch ihre Interpretation, durch die Her-
vorhebungen ebenso wie durch die Aus-
lassungen zur Identitätsbildung bei.

In der Schweiz berührt die Erinne-

rung an das Kriegsende in Europa die

Tatsache, dass dieses Land vom Krieg
verschont blieb. Das Bild der Schweiz
als „Insel" bringt die Selbstdarstellung
der Situation der Schweiz während des

Krieges zum Ausdruck; die Frage nach
den Gründen für die nazideutsche
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Respektierung der Schweizer Neutrali-
tät wurde seither aufvielfältigste Weise

gestellt und beantwortet.^ Bundes-

ratspräsident Kaspar Villiger hat sich

offiziell für die Einführung des Juden-

stempeis in der Schweiz 1938 entschul-

digt und dabei die rhetorische Frage
gestellt, ob bei der Flüchtlingspolitik
antisemitische Gefühle mitgespielt hät-
ten (NZZv. 8.5.1995).

Bundesrätin Ruth Dreifuss wurde für
die Klarheit angefeindet, mit der sie

feststellte, die Erfindung des Juden-

stempeis sei „eine antisemitische Unge-
heuerlichkeit, für die es auch angesichts
der sehr schwierigen Zeit aus heutiger
Sicht keine Rechtfertigung geben darf."
(T.A. v. 11.5.1995) Sie wagte es, die
Rede Villigers implizit zu ergänzen,
indem sie von den Anpassern und Ge-
schäftemachern in der bürgerlichen Eli-
te sprach, die bis in den (damals aus-
schliesslich bürgerlichen) Bundesrat
hineinreichten.

Die genauere Benennung des von Hi-
storikem bereits heute erforschten
gesellschaftlichen Zusammenhangs, in
dem die Schweizerische Flüchtlingspo-
litik stattfand, wird noch immer als „Pro-
gaganda" interpretiert. (Vielleicht ent-

schuldigen sich in fünfzig Jahren dann

die Bürgerlichen bei den Sozialdemo-
kraten dafür.) Die Schweizerische Flücht-

lingspolitikwar schon während des Krie-
ges ein polarisierendes Thema und ist es

heute noch immer: die einen rechtferti-

gen sie und die andern sind empört.
AlfredA. Häsler hat mit seinem Buch-

titel: „Das Boot ist voll"'* die zynische
Rechtfertigungsmetapher des damals
verantwortlichen Bunderates Eduard v.
Steiger entlarvt; das Buch selbst hat es

in knapp 30 Jahren immerhin auf eine

Auflage von 65 000 Exemplaren ge-
bracht. In vielen Publikationen seither
wiederholt sich die Selbstanklage, die
Schweiz hätte mehr Menschen aufneh-

men sollen. Die Frage nach der Schuld,
die sich sofort aufdrängt, ist allerdings
äusserst komplex und unangenehm.

Die von offensichtlich vielen Schwei-
zerinnen und Schweizern empfundene
tiefe und anhaltende Empörung hat auf
merkwürdige Weise wenig Resonanz

gefunden. Sie wird offenbar vollkom-
men neutralisiert durch die Rechtferti-
gungstendenz, die mit einer gewissen
Selbstüberhöhung einhergeht, neuer-
dings durch eine publizistische Ehren-

rettung der Schweiz dank dem mutigen
Verhalten einzelner Schweizer von da-

mais. Hauptmann Paul Grüninger, Kon-
sul Carl Lutz in Budapest und der IKRK-
Delegierte Louis Häfliger, der das KZ
Mauthausen befreite, gelten als Bei-
spiele, deren Zivilcourage gleichzeitig
hervorgehoben wird wie das Versagen
der damaligen Behörden. Das enorme
Echo, das etwa Stefan Kellers gründli-
che Recherche über den Fall des

Polizeihauptmanns Grüninger^ in den
Medien gefunden hat, lässt sich sicher
auch mit dem Bedürfnis nach einem
Schweizer Schindler, nach vor-
bildlichen und identitätsstiftenden Fi-
guren erklären.

Gaston //aa s legt in seiner Dissertation

„ We«/! wan gewMss/ /îà't/e, was sic/i
rfräöen im Reic/i aöspie/re... " Doku-
mente vor, die belegen, was man in der

Schweiz 1941-1943 von der Judenver-

nichtung wissen konnte. Das Zitat im
Titel ist ein Satz von Bundesrat Eduard

v. Steiger, der sich im Vorwort der er-
sten offiziellen Stellungnahme zur
Flüchtlingspolitik der Kriegsjahre äus-

sert, im Ludwig-Bericht von 1957. Er
gesteht ein, dass Fehler gemacht wur-
den, und relativiert sie gleich wieder mit
dem Hinweis auf dieses Nicht-Wissen.
Haas beweist mit reichem Quel-
lenmaterial, dass „die massgeblichen In-
stanzen der Schweizer Regierung, der
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Armee sowie der Presse (und damit im
weitesten Sinn die Öffentlichkeit) wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges über das

Vernichtungsprogramm der Nationalso-
zialisten gegen die Juden in Europa prak-
tisch von Beginn an informiert waren."

Haas lässt die Fakten in chrono-
logischer Reihenfolge für sich sprechen,
und sie sind eindrucksvoll genug, auch

wenn sie nicht überraschen. Die Art der

Rechtfertigung des für die damalige
Flüchtlingspolitik verantwortlichen
Chefs des Polizei- und Justizdeparte-
mentes, der mit feierlich aufgeblasenem
Nicht-Wissen auf die Offenlegung der
Fakten antwortet, ist jedoch mehr als

nur seine persönliche Schwäche. Bun-
desrat v. Steiger ist hier das Sprachrohr
und Symptom einer gesellschaftlichen
Tendenz, die das humanitäre Ideal der
Schweiz nur dort aufrecht erhält, wo es

nichts kostet und ungefährlich ist. Unbe-

quem an der Rede von Bundesrätin Drei-
fuss ist ja, dass sie das Ausblenden von
Wissen zur Vermeidung des Gewissens-
konflikts für unentschuldbar hält, wäh-
rend Villiger der Meinung zu sein
scheint, die Flüchtlingsretter hätten sich
an ethischen Werten orientiert, die spä-
ter als Grundlage des internationalen
und schweizerischen Rechts im Asyl-
bereich gegolten hätten.

Nicht genug Leser kann man dem
Buch wünschen, das erstmals „die Ju-

den" selbst in ihrer ganzen Unterschied-
lichkeit in den Mittelpunkt stellt: Tac-

r/ue.v P/cards „Die Sc/iweiz und die Ja-
de/i 7933-/945".

Im ersten Teil stellt Picard die „Ver-
schweizerung" des Antisemitismus in
den gesamteuropäischen Kontext und

zeigt, wie im Verlauf der Zeit unter dem
Eindruck der Erfolge des Nationalso-
zialismus „der Flüchtling" an die Stelle
des negativen (Ost)-Judenbildes trat -

und wie sich der Antisemitismus in sei-

ner vermeintlichen Vermeidung zeigt:

durch die Aufspaltung in westliche und

osteuropäische Juden, in hiesige und
fremde, assimilierte und unangepasste,
jüdische und unjüdische Juden. Dersel-
ben Logik folgt auch das Argument,
dass der Antisemitismus am besten ver-
mieden werden kann, wenn man die

„Verjudung" der Schweiz verhindert.
Die administrative Vollzugspraxis dis-
kriminierte die ausländischen Juden und
meinte die Juden überhaupt. Bekannt ist
die Schliessung der Grenze für „ras-
sisch Verfolgte"; ebenso diskriminato-
risch war die Einbürgerungspraxis: Bis
in die fünfziger Jahre durften nur gerade
zwölf angepasste Juden gesamtschwei-
zerisch eingebürgert werden. Picards
Befund: Unter dem „Tarnmantel der

Flüchtlingspolitik" wurde eine eigentli-
che „Judenpolitik" betrieben.

Picard stellt auch die Abwehrmass-
nahmen der jüdischen Organisationen
dar, die zu den sich verändernden Be-

dingungen von Fall zu Fall Strategien
entwickeln mussten. Der zweite Teil
des Buches widmet sich der Frage, wie
die Juden in der Schweiz innerhalb des

eng gesteckten Rahmens agierten. Er
zeichnet ein Bild des breitgefächerten
jüdischen Spektrums zwischen „Philan-
thropie und Politik" und beleuchtet auch

die internationale Vernetzungen und die

Drehscheibenfunktion, die die Schweiz
während des Krieges innehatte. In eini-
gen Kapiteln werden detailreich und den-
noch niemals langweilig aufschlussrei-
che Begebenheiten aufgerollt: z. B. wie
der Präsident des Schweizerischen
Israelitischen Gemeindebundes vom
Nationalbankpräsidenten schikaniert
wurde, indem ihm als Juden „gute
Beziehungen zu Morgenthau", dem jü-
dischen amerikanischen Finanz-
minister, unterschoben wurden. Picard

legt genaue Zahlen vor über die Auf-
Wendungen, die von jüdischen Or-
ganisationen aufgebracht wurden, um
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damit einerseits für die aufgenomme-
nen Flüchtlinge und ihre Weiterwande-

rung aufkommen zu können (ein Ver-
sprechen, das unter dem erpresserischen
Druck gegeben wurde, „jeden Antise-
mitismus zu vermeiden") und anderer-
seits die Zahlungen, die via Schweiz für
die Hilfe und Rettungsmassnahmen
zugunsten der verfolgten Juden im be-

setzten Europa gebraucht wurden.
Er beschreibt die schonungslose Fort-

Setzung der Flüchtlingspolitik der
Schweiz als Transitland nach Kriegsen-
de, was ein noch nicht genügend be-
kanntes oder gar verarbeitetes Kapitel
dieser Epoche ist: Der letzte Flüchtling
verliess 1952 die Schweiz. Von den

insgesamt knapp 30'000 jüdischen
Flüchtlingen konnten gerade 1'600 in
der Schweiz bleiben.

Diese Tatsache und auch die harte

Behandlung der jüdischen Flüchtlings-
kinder widersprechen dem auch in der
Linken verbreiteten Glauben, dass die
diskriminierenden Massnahmen im
dem Moment nachliessen, als sich der

Sieg der Alliierten abzuzeichnen be-

gann. Es ist eigentlich unerhört, dass

die grausame Eile, mit der man in der
Schweiz die jüdischen Flüchtlinge nach

Kriegsende wieder los sein wollte, nicht
seit langem mit derselben Empörung
zur Kenntnis genommen wird wie ihre
Rückweisung in den fast sicheren Tod.
Bei aller Aufmerksamkeit dem Thema

gegenüber war davon nie die Rede, ob-
wohl die Tatsache selbst natürlich nicht
unbekannt ist.

Wenn sich aber die Fortsetzung der
Schweizerischen Politik gegenüber den

jüdischen Flüchtlingen nach Kriegsen-
de mit einer von bundesrätlicher Seite

zwar bedauerlichen, aber verständli-
chen Anpassung an den Druck des Na-
tionalsozialismus weder erklären noch

rechtfertigen lässt, bleibt nur eine Deu-

tung möglich: Da war - und ist weiter-

hin - ein eigenständiger, hausgemach-
ter helvetischer Antisemitismus wirk-
sam. Er zeigt sich paradoxerweise in
den Auslassungen und Verzerrungen,
indem Juden in der Erinnerungspro-
duktionzum Zweiten Weltkriegentwe-
der gar nicht oder vor allem als abgc-
wiesene Flüchtlinge vorkommen.

Die Gedenkfeierlichkeiten zum Ende
des Faschismus in Europa haben im-
merhin bewirkt, dass der Anfang einer
Auseinandersetzung mit dem Phäno-

men Antisemitismus auch in der
Schweiz gemacht wurde. Der erste
Schritt besteht darin, überhaupt zur
Kenntnis zu nehmen, dass der Antise-
mitismus nicht ein „deutsches Problem"
ist; anzuerkennen ist, dass es auch nach
dem Ende des Zweiten Weltkriegs ei-
nen schweizerischen Antisemitismus
gibt, der in seinen spezifischen Aus-
formungen erst noch zu beschreiben ist.
Das Buch von Jacques Picard leistet
dazu einen hervorragenden Beitrag.

Madeleine Dreyfus
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